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Christoph Ragaz: Was macht Texte verständlich, hep Verlag 2009

Im Folgenden finden Sie alle Originaltexte aus dem Buch, damit Sie Beispiele auswählen, eigene Optimierungsvorschläge entwickeln und diese mit den Vorschlägen im Buch vergleichen können. „Es führen viele Wege nach Rom“ – freuen Sie sich, wenn Ihnen Ihre Vorschläge besser gefallen als die im Buch.

Wenn Sie mit mir Kontakt aufnehmen möchten, schreiben Sie mir bitte ein Mail: ragaz@textberatung.ch 

Beispiel 1
Dass sich P. im Vollzugsalltag an die Regeln halten kann, wird auch entsprechend gewürdigt. 

Beispiel 2 
Die Konferenz der Schulinspektorinnen und Schulinspektoren (IK) hat sich mit der Frage der Obligatorien für Lehrmittel der Kleinklassen A auseinander gesetzt. Kenntnis nehmend von der Tatsache, dass die Lehrmittelbestimmungen generell neu aufgelegt und in diesem Zusammenhang auch die Frage nach der verbindlichen Verwendung einiger Fachlehrmittel geklärt werden soll, unterstützt die IK die Haltung der Lehrplan- / Lehrmittelkommission.
Beispiel 3
Demgegenüber liegen bisher keine konkreten, breit abgestützten und nachprüfbaren Angaben über den Nutzen einer flächendeckenden Einführung des New Public Management NPM in kleineren Gemeinden vor.
Beispiel 4
Das bedeutet, auch wenn Herr B. den Wagen auf den Lift gestellt hätte, hätte er die Mängel nicht erkennen können.


Beispiel 5
Diese Verweigerungshaltung zieht sich auch nach der Ausfällung des Urteils des Kreisgerichts II vom 24. Juni 2000, in dem der Vollzug der Freiheitsstrafe zugunsten der ambulanten psychiatrisch-psychotherapeutischen Gesprächstherapie aufgeschoben worden ist, weiter.

Beispiel 6
Mit Urteil des Gerichts XY vom 31.1.2005 wurde M. wegen sexuellen Handlungen mit Kindern, Pornografie und Widerhandlungen gegen das Betäubungsmittelgesetz schuldig erklärt und zu 14 Monaten Gefängnis, mit Gewährung des bedingten Strafvollzuges auf eine Probezeit von vier Jahren, unter Anordnung der Schutzaufsicht und Auferlegung der Weisung, sich regelmässig in eine ambulante psychotherapeutische Behandlung zu begeben verurteilt.


Beispiel 7
Sie können sich zu gegebener Zeit von Montag bis Donnerstag während den Büroöffnungszeiten

· mit diesem Schreiben

· mit der Kostenabrechnung Ihrer Krankenkasse oder einer Kopie der Krankenkassenpolice (wenn keine Zahnversicherung abgeschlossen wurde)

· mit dem Zahlungsbeleg und der entsprechenden Rechnungskopie
an das Schulsekretariat (Gemeindeverwaltung, Präsidialabteilung, 1. Stock, Zimmer 12) wenden.
Beispiel 8
Stellt man Überlegungen zur zukünftigen kommunalen NPM-Strategie an, so ist zuerst die Frage zu beantworten, ob NPM flächendeckend eingeführt werden soll oder nicht. 

Flächendeckend meint, dass sämtliche von der Gemeinde erbrachten Leistungen als Produkte mit zugehörigen Wirkungs- und Leistungszielen definiert, mittels Kostenrechnung die einzelnen Produktepreise (Globalbudget) ermittelt und anschliessend dem Grossen Gemeinderat zur Genehmigung unterbreitet werden. Sodann ist in allen Fällen ein Leistungsauftrag des Gemeinderats an das Departement und eine Leistungsvereinbarung des Departements mit dem Leistungserbringer zu erstellen.

NPM = New Public Management (= neues Führungssystem der öffentlichen Verwaltungen)
Beispiel 9
Weiter ist offensichtlich, dass beide Parteien überhaupt kein Interesse mehr an dieser Gemeinschaft, die sie beide als kapitalen Fehler bezeichnen, haben.

Beispiel 10
Das Ratsbüro hat den Bericht, der schon mehrere Wochen bekannt ist, letzten Montag offiziell erhalten. 

Beispiel 11
Sie erhalten die Unterlagen, die Sie uns mit Schreiben vom 20. August 2007 zusammen mit Ihrer von Ihrem Treuhänder ausgefüllten Steuererklärung für das Jahr 2006 und den erforderlichen Belegen per A-Post geschickt haben, zurück.
Beispiel 12
Der angefochtene Entscheid ist hinsichtlich der streitigen Kollusionsgefahr unter Berücksichtigung der pauschalen und summarischen Darlegungen im staatsanwaltschaftlichen Haftantrag im Rahmen der eingeschränkten Willkürprüfung nicht zu beanstanden.

Beispiel 13
Der Staatsanwaltschaft ist insofern zu folgen, als die Argumentation der Vorinstanz, wonach die Kollusionsmöglichkeit mit dem mutmasslichen Mittäter wegfalle, weil dieser nach Einreichung des Haftantrages in Untersuchungshaft gesetzt worden sei, nicht stichhaltig ist.

Beispiel 14
Dass bei verbalen "Showkämpfen" knallharte Positionen und eine in die Öffentlichkeit verlagerte Anteilnahme die Interessen der Vertretenen und von den GAVs betroffenen Mitarbeitern und Arbeitgebern oft plötzlich in den Hintergrund treten, liegt auf der Hand. 

GAV = Gesamtarbeitsvertrag

Beispiel 15
In allen NPM-Projekten hat sich gezeigt, dass sowohl die Aufbauarbeit, beispielsweise für die Definition zweckmässiger Wirkungs- und Leistungsziele oder für die Einrichtung der Kostenrechnung, als auch die wiederkehrend zu leistende Arbeit für das Controlling sehr anspruchsvoll und zeitintensiv sind. 

NPM = New Public Management (= neues Führungssystem der öffentlichen Verwaltungen)

Beispiel 16
Die Vorinstanz hat auf Grund der Aussage einer für einen Besuchstreff verantwortlichen Person, die sie diesbezüglich angehört hat, verbindlich festgestellt, dass es mit dem Einsatz von Kraft möglich ist, ein Kind aus einem solchen Besuchstreff zu entführen.

Beispiel 17
Theologie als Universitätsstudium dient in Forschung, Lehre und Ausbildung der Reflexion und Bewährung von christlichem Glauben und Leben angesichts der Herausforderungen in Geschichte und Gegenwart. Das Theologiestudium in der Gemeinschaft von Lernenden und Lehrenden will dazu befähigen, über Grund und Herkunft, Sinn und Selbstverständnis, Gestalten und Konsequenzen des christlichen Glaubens ein sachkundiges und kritisches Urteil zu bilden und so die Verantwortung gegenüber der kirchlichen Gemeinschaft und der Gesellschaft besser wahrzunehmen.

Beispiel 18
Da die Aufhebung der Lehrerseminare mit einer Tertiarisierung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung einhergeht und künftige Lehrpersonen neu das Gymnasium durchlaufen, gehören auch die Seminaristinnen und Seminaristen zu den nach altem System Ausgebildeten, wenn es einem um die gesamte auf die Hochschule vorbereitende Sekundarstufe II geht und man auf Personenebene vergleichbare Populationen haben will.

Beispiel 19
Bei vom gesetzlichen Verteilschlüssel abweichenden Beitragsregelungen ist allgemein eine gewisse Zurückhaltung geboten.

Beispiel 20
Bezüglich der Wahl des Zeitpunktes der Löschung der jeweiligen Rechnung aus der Debitoren-Umsatzliste war die Täterschaft demgegenüber relativ frei.

Beispiel 21
Die fraglichen Abklärungen der Vorinstanz dienten der Abklärung des Rechtsschutzinteresses des Klägers an der Behandlung des Wiederherstellungsgesuchs. 


Beispiel 22
Gemäss Art. 237 Abs. 1 StG i.V.m. Art. 231 Abs. 4 StG sowie Art. 19 der Bezugsverordnung (BEZV; BSG 661.733) sind Verzugszinsen vom 31. Tag ab Fälligkeit geschuldet.


BSG = Bernische Systematische Gesetzessammlung

Beispiel 23
Von dem bis zum 15. Dezember 2006 in der Vernehmlassung stehenden neuen Strassengesetz ist unsere Unternehmung in verschiedenen Punkten betroffen.

Beispiel 24
Bei einer Auflösung des Arbeitsverhältnisses mit der XY-AG oder Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Erreichen des regulären AHV-Alters wird der Mitarbeiterrabatt für den Mietzins Ihrer XY-AG-Wohnung unter Einhaltung einer Anzeigefrist von drei Monaten aufgehoben. 

Beispiel 25
Bei dem in der Trennungsvereinbarung zugleich angeordneten und durch die Vormundschaftsbehörden modifizierten begleiteten Besuchsrecht handelt es sich sodann um eine Kindesschutzmassnahme nach Art. 307 ff. ZGB.

Beispiel 26
Wir beziehen uns auf die Rechnung der Verwaltung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung vom 3. September 2002 für das Schulgeld des Wintersemesters 02/03 im Betrag von Fr. 5'358.--.

Beispiel 27
Mit Schreiben vom 28. März 2007 bitten Sie um eine schriftliche Stellungnahme auf die von der Oberaufsichtskommission gestellten Fragen aufgrund der Medienmitteilung des X-Spitals vom 14. März 2007. 


Beispiel 28

In Bestätigung des Entscheides des Regierungsstatthalters von P. vom 9. Februar 2005 wird der Antrag der Appellanten auf Genehmigung der Vereinbarung vom 12. Oktober 2004 betreffend gemeinsame elterliche Sorge unverheirateter Eltern gemäss Art. 298a ZGB über das Kind, A. M., abgewiesen.

Beispiel 29
Wenn eine solche einzelne Aussage des polizeilichen Sachbearbeiters schon interpretiert werden soll, dann spräche daraus viel eher eine gegenteilige, d.h. strikt auf im Zusammenhang mit möglichen strafbaren BetmG-Widerhandlungen stehende Sachverhalte fokussierte Ermittlungsoptik, die just unbeeinflusst von sachfremden Überlegungen allein auf die Objektivierung konkret vermuteter Geschehnisse ausgerichtet war. 

BetmG = Betäubungsmittelgesetz

Beispiel 30
Diskussionen, sowohl im Bundes- wie Kantonsparlament, betreffend staatlicher Unterstützung für die Finanzierung von Tagesschulen, die Entwicklung in der Stadt X. und in den Agglomerationsgemeinden sowie ein parlamentarischer Vorstoss betreffend Einrichtung von Tagesschulangeboten haben den Gemeinderat am 18. November 2002 bewogen, eine Spezialkommission einzusetzen und zu beauftragen, ein Gesamtkonzept zur möglichen Einführung von Tagesstrukturen auszuarbeiten.

Beispiel 31
Dem durch die Invalidenversicherung beim Universitätsspital X, Medizinische Klinik/Rehabilitationszentrum, veranlassten Gutachten vom 13.5.2005, welches sich auf die IV-Akten, die Anamneseerhebung, die klinische Untersuchung und die eingehende Besprechung vom 19.4.2005 stützt, können folgende Diagnosen entnommen werden:

IV = Invalidenversicherung

Beispiel 32
Die Vorinstanz stellte weiter fest, dass der Kläger mit seinem Schreiben vom 30. Oktober 2006 und der damit verbundenen Zahlungsfrist samt Kündigungsandrohung für den Fall des unbenutzten Ablaufs der Zahlungsfrist den Anforderungen von Art. 257d Abs. 1 OR nachgekommen ist.

Beispiel 33
Unter Berücksichtigung der Komplexität des Falles mit einer Vielzahl von Angeschuldigten sowie der zurzeit kaum verfahrensvorantreibenden Wirkung einer untersuchungs​richterlichen Einvernahme sieht sich die Anklagekammer zu keinerlei weiteren Be​merkungen veranlasst.

Beispiel 34
In den nachfolgenden Ausführungen wird auf die Vorbereitungshandlungen und auf die Durchführung der Drogenkurierfahrt vom 12.–30. August 2007 durch die im Rapport aufgeführten Tatbeteiligten eingegangen. 

Beispiel 35
Gestützt auf die Haltung der Denkmalpflege des Kantons Y und das Ergebnis der Geschäftsbehandlung in der Kommission für Schutz und Gestaltung der Gemeinde X können wir Ihnen die Ausnahmebewilligung für das Belassen des obersten Geschosses des Mühlegebäudes im heutigen Zustand in Aussicht stellen.

Beispiel 36
Abgestimmt auf das Vorgehen bei der NABO und die Überwachungssysteme anderer Kantone, die nach jeweils fünf Jahren die Beprobung der Dauerüberwachungsflächen wiederholen, werden die Proben analysiert. 

NABO = Nationale Bodenbeobachtung

Beispiel 37
Wichtig: Formulare werden – vollständig ausgefüllt – per Post dem Personalamt zugestellt. Der Datenschutz erlaubt das elektronische Versenden nicht.

Beispiel 38
Die Therapeutin beurteilt den Verlauf der Gespräche als sehr zufriedenstellend. Obwohl die einzelnen Fortschritte nur klein sind, ist doch eine positive Entwicklung feststellbar. Frau X. bringt viele Themen in die Gespräche ein. 

Beispiel 39 (aus einer Medienmitteilung zur Traubenernte 2007)

Das Traubengut wies bei denjenigen Betrieben, die Ende September ernteten, einen durchschnittlichen Zuckergehalt auf. Betriebe, die erst Mitte Oktober ihre Trauben lasen, konnten überdurchschnittliche Werte feststellen.

Beispiel 40

Bei der Energieerzeugung sind wir stark vom Ausland abhängig. Der Anteil bei der Energieerzeugung aus eigenen Ressourcen liegt heute bei lediglich 20 Prozent, wovon zwei Drittel durch die Wasserkraft erzeugt werden. Weitere 20 Prozent werden durch Umwandlung (Kernbrennstoffe) in unserem Land produziert. 

Beispiel 41
Das Gesetz über den Finanz- und Lastenausgleich (FILAG) bezweckt, die Unterschiede in der finanziellen Leistungsfähigkeit und in der Belastung der Gemeinden zu mildern und ausgewogene Verhältnisse bei der Steuerbelastung anzustreben.


Beispiel 42
Es ist bekannt, dass jugendliche Snowboarder dazu neigen, abseits der Pisten zu fahren.

Beispiel 43
Wer unmittelbar nach einem erstinstanzlichen Gerichtsurteil wiederum nach altem Muster delinquiert, zeigt, dass er sich durch bisherige Strafverfahren und Urteile nicht beeindrucken lässt.

Beispiel 44
Die Steuerrekurskommission hat sich im zitierten Entscheid auch mit der Frage befasst, ob die von der Verwaltungspraxis für die subjektive Option nach Art. 20 Abs. 1 Bst. a MWSTV aufgestellte Umsatzgrenze von Fr. 40'000.-- verfassungskonform sei, und hat dies bejaht.

Beispiel 45
Die Angeklagte wusste im Unfallzeitpunkt, dass X. den vor ihm fahrenden VW Golf lenkte, und musste erkannt haben, dass durch sein Fahrverhalten und den von ihm herbeigeführten Zusammenprall sowohl sie als auch er selbst die Kontrolle über ihre Fahrzeuge verlieren würden.

Beispiel 46
Ihr Engagement ist so weit gegangen, dass sie mit der Arbeitgeberin der Beklagten Kontakt aufgenommen und ihr einen Brief geschrieben hat, der unbestrittenermassen Drohungen enthalten hat und auf ungewöhnliche Weise zugestellt worden ist.

Beispiel 47
Die Ausübung des Besuchsrechts bei ihm oder gar Übernachtungen der Kinder beim Ehemann ( lehnt sie ab.

Beispiel 48
Entsprechend den auf beiden Seiten bescheidenen Einkommen und Vermögensverhältnissen ( ist die hälftige Auferlegung der Gerichtskosten angemessen.

Beispiel 49
Durch Unterzeichnung des Ausbildungsvertrages vom 6. Februar 2007 mit Ihrer Arbeitgeberin ( haben Sie sich einverstanden erklärt, das Nachdiplomstudium Betriebswirtschaft NDS HF abzuschliessen.

Beispiel 50
Die Vorinstanz stellte weiter fest, dass der Kläger mit seinem Schreiben vom 30. Oktober 2006 und der damit verbundenen Zahlungsfrist samt Kündigungsandrohung für den Fall des unbenutzten Ablaufs der Zahlungsfrist ( den Anforderungen von Art. 257d Abs. 1 OR nachgekommen ist.

Beispiel 51
Mit Urteil vom 11. April 2005 hiess das Gericht die Beschwerde teilweise gut, hob den Beschwerdeentscheid der JGK in Bezug auf die in Erwägung 5.8 des Urteils genannten Grundstücksteile auf und wies die Sache zur Neubeurteilung im Sinne der Erwägungen an die Vorinstanz zurück.

Beispiel 52
Die schriftliche Stellungnahme der Angeschuldigten vom 25. Dezember 2007 wurde zur Kenntnis genommen. Sie habe den Unfall nicht vertuschen wollen. Ihr sei lediglich ein Fehler unterlaufen. Sie bedauere ihr Fehlverhalten sehr und entschuldige sich dafür.

Beispiel 53
Das Bundesgericht kam zum Schluss, dass, wo die Sicht nach vorne beschränkt und am Fahrzeug keine Spiegel angebracht seien, welche vom Führersitz aus Einsicht in die vorne liegenden sichttoten Winkel ermöglichen, der Chauffeur sich gegebenenfalls kurz vom Sitz erheben, sich vorbeugen oder sich seitlich etwas verschieben müsse, um genügende Sicht zu gewinnen.

Beispiel 54

Das BVGer pflichtet der ESTV bei, dass Art. 45 Abs. 3 MWSTV im vorliegenden Fall nicht anwendbar ist. Die Beschwerdeführerin hat nie die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt, weder für die obligatorische Steuerpflicht noch für die Option nach Art. 20 Abs. 1 Bst. a MWSTV. Art. 45 Abs. 3 MWSTV spricht sich nur über die Konsequenzen davon aus, dass bei einem Mehrwertsteuerpflichtigen, das heisst bei einer Person, welche diese Voraussetzungen erfüllte, diese nachträglich wegfallen bzw. die Prognose nach Art. 21 Abs. 2 MWSTV sich nachträglich als falsch herausstellt.

BVGer = Bundesverwaltungsgericht; ESTV = Eidgenössische Steuerverwaltung, MWSTV = Verordnung über die Mehrwertsteuer
Beispiel 55 (aus einem Brief der Steuerverwaltung)
Für die häufige und regelmässige Erledigung der berufsbedingten Arbeiten in der Wohnung muss ein besonderer Raum zur Verfügung stehen, der höchstens in untergeordnetem Ausmass für andere Zwecke genutzt wird. 

Beispiel 56
Zuwendungen von natürlichen Personen an steuerbefreite Institutionen sind dann abzugsfähig, wenn die Institution wegen Verfolgung eines gemeinnützigen oder öffentlichen Zwecks von der Steuerpflicht befreit ist (Art. 38 Abs. 1 Bst. i StG).

Beispiel 57
L. muss sich den Vorwurf des pflichtwidrigen Verhaltens bei einem Unfall gemäss Art. 51 Abs. 1 und 3 SVG gefallen lassen. Danach müssen alle Beteiligten sofort anhalten, wenn sich ein Unfall ereignet. Bei entstandenem Sachschaden hat der Schädiger sofort den Geschädigten zu benachrichtigten und Name und Adresse anzugeben. Wenn dies nicht möglich ist, hat er unverzüglich die Polizei zu verstän​digen. 
Beispiel 58
Auf die Nichtigkeitsbeschwerde ist - wie angedroht - nicht einzutreten.

Beispiel 59
Werden in einem Jahr Unterhaltszahlungen (Alimente) in Abzug gebracht (auch nur pro rata, bis Volljährigkeit) kann der Kinderabzug in dieser Steuererklärung nicht zusätzlich beansprucht werden. 
Beispiel 60
Das neue Steuerungsmodell „governing by goals and results“ – mit präzise formulierten Bildungsstandards auf der Seite des Inputs und einer bisher nicht gekannten gründlichen externen Überprüfung von Schulleistungen auf der Seite des Outputs – wurde entwickelt, weil die herkömmliche Steuerung über den Input (z.B. mehr Ressourcen, Lehrplanreformen, Professionalisierung der Lehrerschaft) nicht zu den gewünschten Ergebnissen führte.

Beispiel 61
Zwischen dieser Gruppierung und Jugendlichen, die sich teilweise dem linken politischen Spektrum zuordnen, war es im Vorfeld des Ereignisses vom 16.12.2000 und auch noch an diesem Tag wiederholt zu gegenseitigen verbalen Provokationen – zumeist via Natel – gekommen. Y. fuhr mit einem Kollegen an jenem Abend – offenbar aufgrund einer erneuten Provokation durch die Gegenseite – zum Bahnhof von H., wo er ca. zehn aus seiner damaligen Sicht feindlich gesinnte Personen ausmachen konnte. 

Beispiel 62
Gemäss Art. 16 Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum ZGB (EGzZGB; BR 210.100) und Art. 72 ff. des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege (VRG; BR 370.100) in Verbindung mit Art. 3 ff. der Verordnung über die Kosten in Verwaltungsverfahren (VKV; BR 370.120) können die Behörden für ihre Amtshandlungen den Beteiligten Kosten auferlegen. 

Beispiel 63
In Verwirklichung des im grenzüberschreitenden Waren- und Dienst​leistungsverkehr geltenden Bestimmungslandprinzips (Urteil des Bundes​gerichts 2A.546/2003 vom 14. März 2005 E. 2.1; Urteil des BVGer A‑1361/2006 vom 19. Februar 2007 E. 5.4) legt Art. 15 Abs. 2 lit l. MWSTV fest, dass andere (als die in Art. 15 Abs. 2 MWSTV vorgängig aufgezählten) steuerbaren Dienst​leistungen, die an Empfänger mit Geschäfts- oder Wohnsitz im Ausland erbracht werden, sofern sie dort zur Nutzung oder Auswertung verwendet werden, echt von der Steuer befreit sind.

MwStV = Mehrwertsteuerverordnung; BVGer = Bundesverwaltungsgericht

Beispiel 64 (Polizeimeldung für die Presse)

Der folgende Text ist bearbeitet: Es steht immer der rosa Baustein (das Subjekt) am Anfang. Wo sollte ein anderer Baustein am Anfang stehen, damit die Sätze folgerichtig verknüpft sind?
Eine Asiatengruppe – drei Frauen und zwei Männer – betrat kurz vor 14 Uhr an der Bahnhofstrasse in Zürich eine Bijouterie. Es gelang einem der Unbekannten durch ein geschicktes Ablenkungsmanöver, den Vitrinenschlüssel zu behändigen. Der Mann ergriff aus einer Fensterablage zwei Uhren. Der Bijoutier bemerkte in diesem Moment den Diebstahl und hielt den zweiten Mann zurück. Die andern flüchteten mit der Beute Richtung Niederdorf. Die Polizei konnte dank rascher Avisierung kurze Zeit später einen Verdächtigen anhalten. Jede Spur fehlt von den drei am Diebstahl beteiligten Frauen. Sie werden als ca. 30 Jahre alte, kleine Frauen, offensichtlich Asiatinnen, beschrieben.

Beispiel 65
Bräunung der Haut

Unter dem Einfluss der UV-Strahlen verdickt sich die Hornschicht der Haut und die Produktion des Farbstoffs Melanin wird angeregt. Die Pigmentzellen der Haut bilden das Melanin und be​wirken damit eine Bräunung. 

Beispiel 66
Der Beschwerdeführer ist wegen mehrfach begangener Vergewaltigung, Freiheitsberaubung und Entführung, mehrfach begangener Drohung, einfacher Körperverletzung und mehrfach begangener Tätlichkeiten verurteilt worden. Der Beschwerdeführer hat mit seiner Verurteilung einen klaren Ausweisungsgrund gesetzt.

Beispiel 67 (aus einem Glossar zur Sozialhilfe; hier wird der Begriff „operativ“ definiert.)

Operatives Handeln bedeutet – im Unterschied zum strategischen Handeln – die Arbeit an der Basis und mit dem Alltagsgeschäft. 

In der institutionellen Sozialhilfe ist z.B. eine operative Frage: Wie sieht konkret der Tagesablauf einer Kinderkrippe aus? Wie ist ein bestimmtes Angebot der offenen Kinder- und Jugendarbeit ausgestaltet? etc. 

In der individuellen Sozialhilfe wäre beispielsweise eine operative Frage: Wie hoch ist der Unterstützungsbeitrag für Familie X?

Beispiel 68
Nach Art. 6 Ziff. 3 lit. a EMRK hat der Angeschuldigte Anspruch darauf, in möglichst kurzer Frist über die Art und den Grund der gegen ihn erhobenen Beschuldigung in Kenntnis gesetzt zu werden. Art. 31 Abs. 2 und Art. 32 Abs. 2 BV garantieren dem Beschuldigten einen Anspruch darauf, in allen Einzelheiten über die Art und den Grund der gegen ihn erhobenen Beschuldigungen und die wesentlichen Verfahrensschritte in einer ihm verständlichen Sprache informiert zu werden.

Beispiel 69
Gemäss Art. 292 des Strafgesetzbuches (StGB) kann mit Busse bestraft werden, wer der von einer zuständigen Behörde oder einem zuständigen Beamten erlassenen Verfügung nicht Folge leistet. Schliesslich kann die Aufsichtsbehörde gemäss Art. 24 des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, je nach Schwere des Verschuldens, dem Stiftungsrat einen Verweis aussprechen, ihn mit einer Busse bis zu CHF 5’000 bestrafen, eine Amtseinstellung bis zur Dauer von sechs Monaten oder sogar die Amtsentsetzung verfügen.

Beispiel 70
Die vorliegende Wegleitung gibt einen generellen Überblick über die Steuerung, Abläufe und Zuständigkeiten in der institutionellen Sozialhilfe (Kap. 2). In einem zweiten Schritt werden der Steuerungskreislauf und die dazugehörenden Aufgaben ausgeführt (Kap. 3). Weiter werden Fragen der Organisation und der Abrechnung im Lastenausgleich erörtert (Kap. 4). Kurz zusammengefasst sind zusätzliche Informationen über die einzelnen Steuerungsbereiche zu finden (Kap. 5). Die Checklisten (Kap. 6) sind als Hilfsmittel gedacht, um die einzelnen Arbeitsabläufe in der Gemeinde zu erleichtern. 
Beispiel 71 (aus dem Sachverhalt eines Urteils. Es geht hier nur um die Thema-Rhema-Folge!)

XY erstattete mit Schreiben vom 25.11.2004 gegen A und B Strafanzeige wegen falscher Anschuldigung, Irreführung der Rechtspflege, Amtsmissbrauchs und ungetreuer Amtsführung. Die Anzeige wurde XY (mit anderen Anzeigen und Eingaben) mit Schreiben vom 25.1.2005 zurückgesandt und es wurde ihm mitgeteilt, die Anzeigen genügten § 76 StPO nicht. Die dagegen erhobene Rechtsverweigerungsbeschwerde hiess die Strafkammer am 5.4.2005 gut. In Bezug auf die angezeigten A und B wurde ausgeführt, es sei offensichtlich, dass sich die Anzeige gegen zwei Beamte der Stadtpolizei richte und es darum gehe, dass der Beschwerdeführer zu Unrecht wegen Telefonierens ohne Freisprecheinrichtung angezeigt worden sei. Die Anzeige sei wegen falscher Anschuldigung etc. erstattet worden. Auch wenn der Anzeiger die Stadtpolizisten möglicherweise nicht mit den richtigen Namen bezeichnet habe, sei offensichtlich, wen er habe anzeigen wollen. In der Folge trat Staatsanwalt F mit Verfügung vom 10.10.2005 auf die Strafanzeige nicht ein. Die gegen diese Verfügung erhobene Beschwerde hiess die Beschwerdekammer mit Urteil vom 12.12.2005 (BKBES. 2006.41) gut. In der Urteilsbegründung wurde u.a. festgestellt, es sei nicht nachvollziehbar, weshalb der Staatsanwalt in der angefochtenen Verfügung erneut zum Schluss komme, die fragliche Strafanzeige sei nicht ausreichend substantiiert. Nach diesem Entscheid erliess der Staatsanwalt am 23.1.2006 eine Eröffnungsverfügung wegen falscher Anschuldigung und Amtsmissbrauchs. Am 8.2.2006 erfolgten Befragungen der angezeigten Polizeibeamten und am 14. und 27.2.2006 diejenigen von zwei weiteren Beamten. Am 1.3.2006 sistierte dann der Staatsanwalt das Verfahren gemäss § 91 StPO und überwies die Akten Staatsanwalt O. mit dem Ersuchen, das bei diesem hängige Strafverfahren gegen den Beschwerdeführer auf den Tatbestand der falschen Anschuldigung auszudehnen. Zur Begründung wurde ausgeführt, die Ausführungen der Beschuldigten (in den Befragungen) seien mindestens gleich glaubwürdig wie jene des Beschwerdeführers und sie würden von der Aussage eines dritten Beamten gestützt. Staatsanwalt A. wurde ersucht, allfällige weitere Ermittlungshandlungen in Auftrag zu geben und Staatsanwalt F über die Ergebnisse und den weiteren Verfahrensverlauf zu informieren. Staatsanwalt O. seinerseits erliess am 31.3.2006 eine an den Beschwerdeführer gerichtete Editionsverfügung, wobei er bis zum 20.4.2006 Frist setzte. Am 2.5.2006 wurde XY polizeilich befragt. In der Folge berief sich der Beschwerdeführer mit Schreiben vom 29.5.2006 auf sein Schweigerecht und verweigerte die Edition der einverlangten Unterlagen. 

Beispiel 72 (Der Name ist anonymisiert.)
Ende April 2007 kaufte Herr Meier das Fahrzeug bei der X-Garage. Herr Meier war bereits beim Kauf finanziell nicht in der Lage, den Wagen zu bezahlen. Absichtlich zögerte Herr Meier bis heute die Bezahlung hinaus. 
Beispiel 73
Herr P. ist trotz den geführten Gesprächen und den im Zielvereinbarungsgespräch getroffenen Vereinbarungen am 6. und am 8. Mai dem Einsatzprogramm unentschuldigt ferngeblieben. Am 9. Mai wurde Herr P. mündlich von X. für dieses Fehlverhalten verwarnt.

Beispiel 74
Wir machen Sie darauf aufmerksam, dass es sich bei der Schätzung des Maststalles um eine provisorische Schätzung handelt, die anhand der vorliegenden Planunterlage durchgeführt wurde.

Beispiel 75
Vorliegend ist beim Ehemann der Vorsorgefall eingetreten. Grundsätzlich würde der Ehemann der Ehefrau demnach eine Entschädigung gestützt auf Art. 124 ZGB schulden. Der Ehemann ist vermögenslos. Eine Verpflichtung des Ehemanns, der Ehefrau eine Entschädigung aus dem laufenden Einkommen zu leisten, würde ins Existenzminimum des Ehemanns eingreifen; dies ist abzulehnen.

Beispiel 76
Ein Parzellenteil von 4'700 m2 wird von Gemeinde X. nicht mehr benötigt. Diese Fläche soll der Zone "Bargen" zugeschlagen und umgezont werden. 

Beispiel 77
Die angebaute Turnhalle muss in den nächsten zwei Jahren saniert werden. Das Sportgebäude ist im Jahr 1985 gebaut worden, und der Anbau ist seither von der Schule und von Vereinen regelmässig benützt worden. Die Sanierung des Spiel- und Gymnastikraums dauert vier Monate, die Renovation kostet ca. Fr. 250'000.-.
Beispiel 78
Im Frühling 2003 wurde die „Wegleitung für die Sozialbehörden" veröffentlicht. Diese gibt einen Überblick über das Steuerungsmodell unter dem neuen SHG. 

SHG = Sozialhilfegesetz

Beispiel 79
Immerhin darf im vorliegenden Zusammenhang festgehalten werden, dass die Verteidigung offenbar selber davon ausgeht, X. Y. habe die Angeklagte während deren Anstellung als wertvolle Arbeitskraft geschätzt und dieser damit wohl auch in gewissem Umfange vertraut.


Beispiel 80
Die XY Privatbank AG hat am 16. Februar 2006 eine Studie über Indien sowie eine Anlageidee mit dem Fonds „JPMorgan Funds – JF India Fund“ herausgegeben. Da Sie Interesse an dieser Region geäussert haben, senden wir Ihnen diese gerne zu.

Beispiel 81
Die Wahl der Energieträger für die zukünftige Versorgung sowohl der stationären wie der mobilen Energienutzung ist von vielen Faktoren abhängig: […]

Beispiel 82 (aus einem gerichtsmedizinischen Gutachten)

Bei der 19-jährigen Frau fanden sich keine Hinweise auf kürzlich erfolgte stumpfe Gewalteinwirkungen. Die Frau weist allerdings eine sehr dunkle Haut auf, weshalb Blutunterlaufungen nur sehr schwer als solche erkannt werden. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass zum Zeitpunkt der Untersuchung Blutunterlaufungen bestanden haben.

Beispiel 83
Eine sorgfältige Bedarfsanalyse ist ein essenzielles Instrument für Gemeinden und Kanton. Auch wenn die politische und finanzielle Situation im Kanton Bern zwar zurzeit kaum Raum für einen Ausbau der Angebote zulässt, ist die Bedarfsanalyse unumgänglich, um die Mittel gezielt dort einsetzen zu können, wo sie am nötigsten sind. 

Beispiel 84 (aus einem gerichtsmedizinischen Gutachten)
Unter Berücksichtigung der Analysenergebnisse bezüglich GHB sowie der von der Polizei festgestellten starken Beeinträchtigungen zum Zeitpunkt der Anhaltung stand Herr X zum rechtsrelevanten Zeitpunkt unter dem sehr starken Einfluss von GHB und war deshalb aus forensisch-toxikologischer Sicht absolut fahrunfähig.

GHB = Gammahydroxybuttersäure, wird auch als Liquid Ecstasy bezeichnet. 

Beispiel 85
Aufforderung zur Stellungnahme betreffend Art. 30, Abs. 1 AVIG

Kontrollvorschriften nicht befolgt (lit. d)
Rechtfertigung Nr. 2100
AHV-Nr. xxx
Sehr geehrter Herr X
Sie wurden am 28.01.2008 durch uns aufgefordert, zu einem Beratungsgespräch am 26.02.2008 auf dem RAV zu erscheinen. Sie sind dem vereinbarten Termin ohne entschuldbaren Grund ferngeblieben. Teilen Sie uns bitte den Grund des Fernbleibens schriftlich mit.                          

Bevor wir eine Verfügung erlassen, geben wir Ihnen bis zum 06.03.2008 Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme (rechtliches Gehör). Andernfalls wären wir gezwungen aufgrund der Aktenlage zu entscheiden.

Mit freundlichen Grüssen

AVIG = Bundesgesetz über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversicherungsgesetz)
Beispiel 86 (Brief einer Gemeindeverwaltung)

Öffentliche Beleuchtung Seeblickstrasse

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne wollen wir Sie über das weitere Vorgehen in der Angelegenheit defekte Beleuchtung Seeblickstrasse informieren. Im Jahr 2001 wurde das Sanierungsprojekt Seeblickstrasse eröffnet. Dabei sollten nebst dem Strassenbelag auch die Werkleitungen (Elektro, Gas, GGA und Wasser) ersetzt werden.

Wegen der langen Bauphase am Mehrfamilienhaus Seeblickstrasse 34 und infolge des Busbetriebsversuchs konnte die Umsetzung nicht nach Zeitplan realisiert werden. Und heute, wo die Seeblickstrasse frei von Bau behindernden Anlagen ist, können wir mit den Arbeiten trotzdem nicht loslegen.

Warum das?

Die Investitionsplanung – ein unverzichtbares Planungsinstrument der Gemeinde – sieht u. a. jährlich gleichmässige Ausgaben vor. Um dies zu erreichen, wurden andere und auch dringende Projekte statt der terminlich unbekannten Seeblickstrasse vorgezogen. Somit "rutschte" die Sanierung Seeblickstrasse auf das Jahr 2009.

Damit wir der unzumutbaren Situation begegnen können, wird nun eine separate Sanierung der Beleuchtungsanlage geprüft. Der Gemeinderat wird im Dezember 2006 über diesen Vorschlag und den entsprechenden Kredit zu entscheiden haben. Bis dahin wird die Energie AG in unserem Auftrag eine provisorische Installation erstellen.

Wir hoffen weiter auf Ihr Verständnis und auf die notwendige Geduld, die es noch braucht, bis die Beleuchtung an der Seeblickstrasse wieder richtig funktioniert. Zur Beantwortung von Fragen oder für eine Besprechung steht Ihnen X. (Tel. …) gerne zur Verfügung.

Beispiel 87 (Brief einer Gemeindeverwaltung)
Umgestaltung und Sanierung der Ahorn- und Buchenstrasse
Leider sind wir mit den Bauarbeiten an der Kreuzung Ahorn-, Buchen und Haselstrasse aus diversen Gründen (Verzögerung in der Materiallieferung, neuer Gasleitungsbedarf, fehlende Personalressourcen etc.) im Rückstand.

Da wir mit der Bauphase 1 noch nicht abschliessen konnten und bereits mit der Bauphase 2 beginnen mussten, haben wir bis zum 26. August 2005 weiterhin die Sperrzone bei der Bauphase 1 (siehe Plan auf der Rückseite). Ebenfalls wird zeitweise der Bereich der Bauphase 2 (punktiert) für den Fussgängerverkehr gesperrt sein. Die Bauphase 2 sollte am 16. September 2005 abgeschlossen sein.

So werden die Schülerinnen und Schüler, wie vor den Sommerferien, weiterhin durch das Schulareal der Sekundarstufe 1 umgeleitet. Wenn die Bauphase 1 abgeschlossen ist, kann das Trottoir wieder benützt werden.

Die Umleitung wird signalisiert, jedoch ist es wichtig, dass die Eltern mit den kleinsten Kindern den neuen Weg zusammen begehen. Gerade in der Zeit zwischen den Sommer- und Herbstferien ist es wünschenswert, wenn die kleinen Kinder begleitet werden, da wir uns in einer intensiven Bauphase mit wenig Platz befinden.

Leider wurde während der Ferien einige Male auf der Baustelle gewütet. So wurden Absperrungen beschädigt, die Signalisierung und die Beleuchtungen beschädigt, gestohlen oder mutwillig umgestellt. In solchen Fällen ist es wichtig, dass die Kinder den richtigen Weg trotzdem kennen.

Für Ihr Verständnis und die Mithilfe danken wir bestens.

Beispiel 88 (aus einem gerichtsmedizinischen Gutachten)

Gemäss Polizeiangaben war Herr X. bei seiner Anhaltung fahrunfähig. Im Folgenden legen wir dar, welchen Einfluss die angegebenen Medikamente darauf haben können.

Die Einnahme des Immunsuppressivums Imurek sollte keinen wesentlichen Einfluss auf die Fahrfähigkeit haben. Die Einnahme des Immunsuppresivums Ciclosol kann zu einer verminderten Reaktionsfähigkeit führen und somit die Fahrfähigkeit beeinträchtigen. Diverse Nebenwirkungen, welche gemäss Kompendium sehr häufig, also bei mindestens 10 % der Fälle auftreten, können die Fahrfähigkeit beeinträchtigen. Dazu gehören insbesondere Nebenwirkungen wie Tremor, Kopfschmerzen, verminderte Reaktionsfähigkeit, Agitiertheit, Sehstörungen und Muskelkrämpfe.

Ob eine quantitative Analyse der Blutprobe zusätzliche Erkenntnisse bringen würde, ist fraglich. Es handelt sich hier um ein zugelassenes Medikament, dessen Nebenwirkungen bekannt sind. Im Kompendium werden verschiedene Nebenwirkungen aufgeführt, welche die Fahrfähigkeit beeinträchtigen können. Das Kompendium gibt keine Empfehlung, während der Behandlung mit Ciclosol auf das Lenken von Fahrzeugen zu verzichten. Bei der Einvernahme vom 28.04.2006 gibt der Proband auf Seite 5 an, dass die Medikamente bei ihm sozusagen keine Nebenwirkungen hätten. Er müsse täglich das vorerwähnte Imurek sowie dazugehörend Cortison einnehmen. Gemäss Kompendium kann Cortison die Fahrfähigkeit beeinträchtigen. Auch bei diesem Medikament gibt das Kompendium keine Empfehlung, das Lenken von Fahrzeugen zu unterlassen.

Die dem Probanden ärztlich verschriebenen Medikamente können aufgrund ihrer Nebenwirkungen die Fahrfähigkeit beeinträchtigen. Aus gutachterlicher Sicht war der Proband zum Zeitpunkt der Streifkollision nicht fahrfähig. Analytisch wäre es mit einigem Aufwand sicher möglich, die Wirkstoffkonzentrationen im Blut zu ermitteln. Zu unterscheiden, ob die Beeinträchtigungen von den Medikamenten oder von anderen, beispielsweise medizinischen Ursachen stammen, wird vermutlich sehr schwierig. Unter Berücksichtigung von Aufwand und Ertrag kann ich keine Empfehlung für die Durchführung dieser Analysen aussprechen.

Beispiel 89 (aus einer Broschüre für Lehrpersonen zu  häuslicher Gewalt)

Kindliches Miterleben elterlicher Partnerschaftsgewalt ist keineswegs ein Randproblem. Jede fünfte Frau erlebt ein oder mehrmals in ihrem Leben Gewalt durch ihren Partner. Rund die Hälfte dieser Frauen lebt mit Kindern zusammen. Elterliche Partnerschaftsgewalt ist ein Indikator für potentielle Kindswohlgefährdung.

Als Lehrperson können Sie auf vielfältige Weise mit häuslicher Gewalt konfrontiert sein. Sei es, dass Sie aus dem Umfeld der Ihnen anvertrauten Kinder konkrete Hinweise erhalten. Sei es, dass Sie in einem Gespräch mit einer Schülerin, einem Schüler oder einem Elternteil direkt davon erfahren. Oder sei es, dass Sie selber Verdacht schöpfen und ein ungutes Gefühl haben, zum Beispiel, weil ein Kind sich in seinem Verhalten verändert. Die Frage stellt sich für Sie, ob Sie handeln sollen und wie Sie handeln sollen. Es kann akute Situationen geben, in denen entschlossenes Handeln angezeigt ist. Oft sind die Hinweise auf häusliche Gewalt jedoch subtil, und es braucht Fingerspitzengefühl und Sorgfalt im Umgang damit.

Häusliche Gewalt wird, trotz neuer Gesetzesartikel und vermehrtem gesellschaftlichen Engagements, immer noch stark tabuisiert. Ihr wahres Ausmass wird zu wenig wahrgenommen. Nach neuesten Forschungsergebnissen ist das Miterleben von häuslicher Gewalt zwischen Eltern ebenfalls schädigend für Kinder. In seinen Folgen und seiner Intensität ist das Miterleben vergleichbar mit einer Kindesmisshandlung, auch wenn Kinder nicht direkt angegriffen werden. Ausserdem zeigen wissenschaftliche Untersuchungen, dass häusliche Gewalt und direkte Kindesmisshandlung oftmals in den gleichen Familien auftreten.

In dieser Broschüre finden Sie Informationen zu der heimtückischen Dynamik der häuslichen Gewalt, sie gibt Ihnen Auskünfte zur Gesetzgebung, enthält die Adressen der spezialisierten Beratungsdiensten und die Notfallkarte. Die Broschüre zeigt Ihnen Handlungsmöglichkeiten auf, wie Sie den Ihnen anvertrauten Kindern oder ihren Eltern angemessene Hilfe zu vermitteln können. Wir möchten Sie ermutigen Ihre Augen nicht zu verschliessen.

Beispiel 90
Eventualvorsatz ist gegeben, wenn der Täter den Eintritt des Erfolgs bzw. die Tatbestandsverwirklichung für möglich hält, aber dennoch handelt, weil er den Erfolg für den Fall seines Eintritts in Kauf nimmt, sich mit ihm abfindet, mag er ihm auch unerwünscht sein. 

Beispiel 91
Bei der körperlichen Untersuchung konnten Kratzer festgestellt werden, bei denen es sich jeweils um bis zu einem halben Zentimeter breite Oberhautdefekte im Sinne von Schürfungen, ohne abgrenzbare Schürfröllchenbildung (Epithelmoränen) handelte.

Beispiel 92
Ein gewichtiger Anhaltspunkt ist dabei regelmässig die Höhe der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Erfolges. Es wird dabei vom Wissen auf den Willen geschlossen. Je näher der Erfolg dem Täter in die Augen gerückt ist, desto eher lässt sich vertreten, er habe die Erfüllung des Tatbestandes auch tatsächlich gewollt.

Beispiel 93

Sachverhaltsmässig steht fest und ist unbestritten, dass der Import der streitbetroffenen Fahrzeuge durch die Y. AG erfolgt ist, und zwar in Form sog. selbsttragender Karosserien. […] Die vorliegenden nach der Einfuhr erfolgten Umbauten, deren automobilsteuerliche Behand​lung um​stritten ist, geschahen im Karosseriewerk der X. AG in ....
Beispiel 94
Wir haben bereits Interessenten, welche gerne eine Wohnungsbesichtigung machen würden. Wir bitten Sie daher, umgehend mit unserer Frau Meier Kontakt aufzunehmen, damit wir betreffend Wohnungsbesichtigung eine Vereinbarung treffen können. 

Der Text stammt aus einem Brief mit Einzelunterschrift von Frau Meier

Beispiel 95
Der Freispruch betreffend pflichtwidrigen Verhaltens bei Unfall ist damit in Rechtskraft erwachsen.

Beispiel 96
Das Amtsgericht hat zunächst geprüft, ob die betreffende Dienstbarkeit infolge Verzichts seitens des Klägers zu löschen sei.

Beispiel 97
Im Zweitgespräch wurde Frau O. betreffend ihrer Zielvorstellungen gefragt. 
Beispiel 98
Hinsichtlich der Gesetzeseinhaltung bei direkten Umwelteinflüssen am Arbeitsort liegen keine Abweichungen vor.
Beispiel 99
Das Verhalten der Klägerin, wonach sie im Juli 2004 die Schlösser des Einfamilienhauses an der Musterstrasse 22 in S. provisorisch auswechseln liess, ohne vom Beklagten vorher die Schlüsselrückgabe verlangt zu haben, deutet ebenfalls auf die Beendigung des Konkubinats per Ende Juli 2004 hin.

Beispiel 100
Bezüglich der Gesetzeskonformität in Projekten verfügen die Projektleitenden mit dem „Gesetzeskatalog“ über ein Hilfsmittel, das ihnen eine erste Grobabklärung der Gesetzesrelevanz eines Projektes ermöglicht.

Beispiel 101
Aufgrund der Ergebnisse kann für den Zeitraum von Mitte Juni 2005 bis Mitte Februar 2006 betreffend das Opiat von einem starken bis sehr starken Opiatkonsum ausgegangen werden. Betreffend das Cocain muss für den obigen Zeitraum von einem aussergewöhnlich starken Konsum gesprochen werden.
Beispiel 102
Für die späte Beantwortung Ihrer Anfrage vom 19. Januar 2005 infolge krankheitsbedingter Abwesenheit der Unterzeichnenden bitten wir Sie höflich um Entschuldigung. 

Beispiel 103
Betreffend des genauen Zeitpunktes der Wohnungsübergabe bitten wir Sie, sich zu gegebener Zeit mit Frau XY, zuständig für den Liegenschaftsunterhalt, in Verbindung zu setzten (Tel. 031/850 00 00).

Beispiel 104
In einem weiteren Schritt ist zu prüfen, ob die fristlose Kündigung seitens der Beklagten A. zu Recht erfolgte. Diese stellt sich auf den Standpunkt, dass ihr durch das Benehmen von B. am 13. März 2002 aufgrund des bis dahin bereits Vorgefallenen eine weitere Zusammenarbeit nicht mehr zumutbar war. 

Beispiel 105
Bis heute wurde die Jahresrechnung nicht eingereicht. In Anbetracht dieses Umstandes ist es angezeigt und verhältnismässig, gegen den für die Tätigkeit und Verwaltung der Stiftung verantwortlichen Stiftungsrat wegen Nichtbeachten der aufsichtsbehördlichen Weisung vom 27. Juli 2007 eine Ordnungsbusse im Betrag von CHF 1‘000.-- zu verhängen.

Beispiel 106
Verlängerung der Öffnungszeit für das Hotel «XY», in O

Sehr geehrter Herr Muster

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 15. Februar 2002 betreffend der Erneuerung der Bewilligung für die nächtliche Öffnungszeit für das oben erwähnte Restaurant.

Nach eingehender Prüfung des Gesuchs teilen wir Ihnen mit, dass wir gegen die Erteilung einer Bewilligung für die nächtliche Öffnungszeit für Samstag und Sonntag jeweils bis 02.00 Uhr, zugunsten des Hotels «XY», in XY, keine Einwände haben und dem Gesuch zustimmen.

Beispiel 107
Dieser Bericht bildet eine wesentliche Basis für den Entscheid hinsichtlich der Zuteilung des Sorgerechts und wird von beiden Parteien ebenfalls zur Begründung ihres Standpunktes herangezogen.

Beispiel 108
Hohe Temperaturen bei der Ernte beschleunigen die Nachreife der Früchte. Für eine gute Haltbarkeit und Fruchtfestigkeit ist es deshalb wichtig, dass geerntetes Obst innerhalb von 24 Stunden im Kühlraum liegt.

Beispiel 109
Ohne Ihren schriftlichen Gegenbericht mit Einbringung von neuen Beweismitteln werden wir die Einsprache gemäss diesem Schreiben entscheiden.

Beispiel 110
Wir bitten Sie deshalb, in den nächsten 20 Tagen den Heimatschein bei uns zu hinterlegen, damit die Aufnahme ins Steuerregister erfolgen kann.

Beispiel 111
Der Kanton X. selber verfügt über keine vollständige Energiestatistik mit Berücksichtigung aller Energieträger und Nutzungen.

Beispiel 112
Ziel der Bedarfsanalyse ist die Klarheit über den Bedarf nach Leistungen und öffentlichen Mitteln und über den Veränderungsbedarf im aktuellen Leistungsangebot. 

Beispiel 113
Nachdem sie ihre Arbeit nach Ergehen seiner schriftlichen Aufforderung verweigert hat, ist die fristlose Kündigung zu Recht erfolgt.

Beispiel 114
Die Stiftung wurde mittels Verfügung vom 27. Juli 2007 unter Ansetzung einer letzten Frist bis zum 31. August 2007 aufgefordert, der Aufsichtsbehörde die Jahresrechnung 2005 sowie die dazugehörenden Unterlagen einzureichen. 

Beispiel 115
Die Vorinstanz begründet die Verweigerung der Zustimmung in ihrer Verfügung vom 
24. Januar 2006 damit, die geplante Anordnung stehe im Widerspruch zum Grundsatz der Gleichbehandlung aller Strassenbenützenden.

Beispiel 116
Die Beurteilung des Bauvorhabens konzentriert sich im Wesentlichen auf die Frage des Belassens des obersten Geschosses des alten Mühlegebäudes. Der Projektverfasser hat diesbezüglich eine Bauvoranfrage mit dem Ersuchen um Erteilung einer Ausnahmebewilligung oder um eine Anpassung der Zonenvorschriften für den Erhalt des obersten Geschosses eingereicht. 

Beispiel 117
Der Finanzdirektor kann dem Antrag der Erziehungsdirektion auf Schaffung einer Professur für XY aus finanzpolitischen Überlegungen gestützt auf die vorliegenden Unterlagen bis auf weiteres nicht zustimmen.

Beispiel 118
Entgegen der Behauptung der Kläger war die Frage des zulässigen Bundesrechtsmittels keineswegs so unklar, ist doch der entsprechende Grundsatz direkt aus dem Gesetz ersichtlich. 

Beispiel 119
Wenn eine Anschuldigung nicht zu einer Verurteilung führt, muss sie deswegen nicht eine falsche Anschuldigung gemäss Art. 303 StGB sein. Eine solche liegt nur vor, wenn absichtlich jemand angezeigt wird, von dem man weiss, dass er die Tat nicht begangen hat.

Beispiel 120
Nicht zu bestreiten ist, dass der Umstand, dass die Beschwerdeführerin die auf den Anfangsinvestitionen lastende Vorsteuer endgültig tragen muss, weil sie nicht für die Mehrwertsteuer optieren kann, während ein mehrwertsteuerpflichtiges Unternehmen den Vorsteuerabzug geltend machen könnte, zu Wettbewerbsverzerrungen führt, indem nicht mehrwertsteuerpflichtige Unternehmen sowohl der aus den Vorsteuern resultierenden Kapitalbindung als auch dem Zinsverlust ausgesetzt sind, während ihre mehrwertsteuerpflichtigen Mitbewerber dies nicht sind.
Beispiel 121
Betreuungszulage

Sehr geehrter Herr Blaser  
Wir danken Ihnen für Ihre Anfrage vom 29.04.2002 betr. Kinder- und Familienzulage. Die Kinder- und Familienzulage wurde per 31.12.2001 aufgehoben. 
Mit dem Gesamtarbeitsvertrag der Post per 1.1.2002 wurde die Betreuungszulage eingeführt. Die Betreuungszulage deckt neu die Kinder- und Familienzulage in einem Betrag ab und kann nicht in Einzelbeträge aufgeteilt werden. Der Anspruch auf die Betreuungszulage ist im Gesamtarbeitsvertrag (GAV Post Ziffer 3500) geregelt. Grundsätzlich darf pro Kind nur eine Betreuungszulage bezogen werden. Sie sind mit einem Beschäftigungsgrad von 100   % angestellt und beziehen die Betreuungszulage zu 100 %. Die ganze Betreuungszulage beträgt monatlich für das erste Kind Fr. 320.-, für jedes weitere zulagenberechtigte Kind Fr. 200.-.

Für weitere Fragen im Zusammenhang mit der Betreuungszulage stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Beispiel 122
Orientierung über zu treffende Massnahmen bei einwandigen, erdverlegten Tanks
Sehr geehrte Damen und Herren

Nach Abschluss der Teilrevision des Bundesgesetzes vom 24. Januar 1991 über den Schutz der Gewässer und der Anpassung der Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 sowie der Aufhebung der Verordnung über den Schutz der Gewässer vor wassergefährdenden Flüssigkeiten vom 1. Juli 1998 hat sich der Bundesrat für folgende Übergangslösung betreffend einwandiger, erdverlegter Lagerbehälter entschieden.

Die einwandigen erdverlegten Lagerbehälter für wassergefährdende Flüssigkeiten müssen bis spätestens zum 31. Dezember 2014 doppelwandig erstellt oder ausser Betrieb gesetzt sein. 

Technische Auskünfte über den heutigen Stand der Technik bezüglich erdverlegter Tankanlagen sind im Internet unter http://www.....erhältlich.

Konforme Tankanlagen sorgen für eine bessere Qualität unseres Trinkwassers und leisten somit einen wichtigen Beitrag zur Erhaltung unserer Gesundheit.

Beispiel 123
Weil ich letzte Woche krank war, blieb Ihre Anfrage unbeantwortet, weil ich die Angelegenheit zuerst noch mit Frau P. besprechen musste. Ich bitte Sie um Entschuldigung, weil Sie nun länger warten mussten als versprochen.

Beispiel 124
Das Primärsystem (Tragstruktur und Gebäudehülle) ist für eine langfristige Nutzung zu planen. Das Sekundärsystem (Gebäudeausbau und -technik) ist umbaufähig und für mittelfristige Nutzungen zu planen. Das Tertiärsystem (Gebäudeeinrichtungen) ist veränderbar und für kurzfristige Nutzungen zu planen. 

Beispiel 125
Für die abschliessenden Leistungen vor Ort im Rahmen Kredits für Kunst und Bau wurde zusammen mit der Kommission für Kunst und Architektur der Künstler Jörg P. beauftragt, einen Vorschlag für eine Intervention in den Treppenhäusern zu machen. 
Beispiel 126
Definitive Veranlagungsverfügung 2005 / Einsprache vom 16. Februar 2007

Sehr geehrte Frau Moser
Sie erheben mit Brief vom 16. Februar 2007 gegen die definitive Veranlagungsverfügung 2005 Kantons- und Gemeindesteuern sowie Direkte Bundessteuer Einsprache. Wir haben die Angelegenheit geprüft und wie folgt entschieden:

Beispiel 127
Zu klären ist mithin nachfolgend im ersten Schritt, ob der erfolgte Umbau überhaupt der Automobilsteuer unterliegt.
Beispiel 128
Für das zur Verteilung in der Schweiz bestimmte Material war im hier massgeblichen Zeitraum die Zweigniederlassung zuständig. Diese liess das entsprechende Prospektmaterial dabei im eigenen Namen einführen und entrichtete die darauf anfallende Einfuhrsteuer. 
Beispiel 129
Wir freuen uns, Ihnen im Auftrag des Finanzdirektors den Geschäftsbericht 2006 des Kantons X in Form einer CD zustellen zu dürfen. Die CD enthält alle vier Bände des Geschäftsberichts. Der Geschäftsbericht wurde vom Grossen Rat des Kantons X anlässlich der diesjährigen Septembersession genehmigt.


Beispiel 130
Es ist bis heute noch nicht definitiv geklärt, was mit diesem Mietobjekt schlussendlich geschieht. Zurzeit sind diesbezüglich noch einige Abklärungen im Gange. Wir hoffen bis Ende September Klarheit zu bekommen und werden gegebenenfalls anfangs Oktober auf Ihre Bewerbung zurückkommen, für die wir bestens danken.

Beispiel 131
Beiliegend stellen wir Ihnen den gewünschten Nachtrag zweifach zu.

Wir bitten Sie, sämtliche Exemplare zu unterzeichnen und innert den nächsten 10 Tagen an unsere Adresse zu retournieren.

Alsdann werden Sie den für Ihre Akten bestimmten, unsererseits gegengezeichneten Nachtrag zurückerhalten.

Wir hoffen, Ihnen hiermit dienen zu können, und danken für Ihre Bemühungen bestens.

Beispiel 132 (Lead einer Medienmitteilung)

Das Berner Wirtschaftswachstum hat sich im Jahr 2001 stark dem Schweizer Durchschnitt angenähert. Mit 1,2 % BIP-Wachstum liegt der Kanton Bern nur 0,3 Prozentpunkte unter dem Landesmittel. Für 2002 wird mit einer weiteren Annäherung gerechnet. Positive Signale gibt es auch über die Unternehmenslandschaft zu berichten. Netto ist die Anzahl Unternehmen gegenüber dem Vorjahr per Ende 2001 um 2,9 % gewachsen, während der Schweizer Durchschnitt einen Wert von 1,9 % verzeichnet.

Beispiel 133
In Bezug auf die geltend gemachten Verzugszinsen ist anzuführen, dass diese dann beansprucht werden können, wenn die Schuldnerin ihrer Leistungspflicht nicht rechtzeitig nachkommt. Der Verzug mit seinen für die Schuldnerin ungünstigen Folgen beginnt dabei nicht ohne weiteres mit der Fälligkeit der Forderung, sondern erst dann, wenn die Gläubigerin durch Mahnung zu erkennen gibt, dass sie die Leistung wünscht (Art. 102 Abs. 1 OR). Ohne Mahnung entsteht nach Art. 102 Abs. 2 OR Verzug immer dann, wenn für die Erfüllung ein bestimmter Verfalltag verabredet ist oder wenn ihn die Schuldnerin nach dem Inhalt des Vertrages mit Sicherheit berechnen kann. 

Beispiel 134
Im Controlling institutionelle Sozialhilfe geht es um Bereiche, in denen Angebote vom Kanton indirekt finanziert werden. Das heisst, es handelt sich um diejenigen Angebote, bezüglich derer die Gemeinden ermächtigt werden, Leistungsverträge mit Institutionen abzuschliessen und die dafür zugelassenen Kosten dem Lastenausgleich zuzuführen.

Beispiel 135
Gesuch um Erlass der Gebühren in Höhe von Fr. 275.-

Beschluss vom 5. Mai 2008, mitgeteilt am 8. Mai 2008)
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Einleitung 

Gemäss Art. 46 Abs. 1 EGzZGB hat die Vormundschaftsbehörde zur Deckung der entstandenen Kosten von denjenigen Personen Gebühren zu erheben, für welche sie in Anspruch genommen wird. Bedürftigen Personen können die Gebühren ganz oder teilweise erlassen werden (Art. 46 Abs. 2 EGzZGB).

Die Begründetheit der erwähnten Gebühren sowie die Höhe derselben sind Ihrerseits nicht beanstandet worden, weshalb vorliegend einzig die Frage zu klären ist, ob Sie aufgrund Ihrer finanziellen Verhältnisse die Voraussetzungen für einen (gänzlichen oder teilweisen) Gebührenerlass erfüllen bzw. ob Sie als bedürftige Person im Sinne von Art. 46 Abs. 2 EGzZGB zu gelten haben.

Eine Person ist grundsätzlich dann bedürftig, wenn sie durch die Bezahlung der auferlegten Kosten bzw. Gebühren in eine finanzielle Notlage gerät. Dies trifft gemäss langjähriger Praxis der Behörde bei Personen zu, welche Sozialhilfeempfänger sind oder welche weder ein genügendes Einkommen erzielen noch über ein Vermögen von mehr als Fr. 10'000.00 verfügen.

Begründung der Ablehnung, Auflistung der Vermögensverhältnisse 

Aufgrund Ihrer heutigen Einkommens- und Vermögensverhältnisse ist Ihnen die Bezahlung der eingangs erwähnten Beschlussgebühren in Höhe von Fr. 275.- ohne weiteres zuzumuten. In Anbetracht des vorhandenen Vermögens ist zudem weder über eine Stundung der erwähnten Gebühren noch über die Gewährung von Ratenzahlungen zu befinden.

Ich bedaure, Ihnen keinen besseren Bescheid geben zu können. 

Ich ersuche Sie höflichst, die ausstehenden Beschlussgebühren in Höhe von Fr. 275.- innert 30 Tagen (ab Erhalt des vorliegenden Schreibens) zu begleichen. Sollten Ihre laufenden Einkünfte bzw. die Ihnen zur Verfügung stehenden Mittel zur Bezahlung der erwähnten Beschlusskosten nicht ausreichen, ersuche ich Sie um entsprechende Orientierung von Amtsvormund P. Müller DocProperty KLIB_KO53A# 
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 DocProperty KLIB_KO53F# , der die Rechnungsbeträge diesfalls aus Ihrem Vermögen zu bezahlen hat.

Soweit Sie mit der vorliegenden Entscheidung über Ihr Erlassgesuch nicht einverstanden sind, haben Sie die Möglichkeit, eine Beurteilung der anstehenden Frage durch die Gesamtbehörde zu verlangen (Behördebeschluss mit Rechtsmittelmöglichkeiten).

Beispiel 136 (Das Waffengesetz schon vor diesem Ausschnitt abgekürzt als „WG“ bezeichnet worden.)

A. 

Vorab ist festzuhalten, dass die Kantonspolizei nicht an die Feststellung der Strafjustiz gebunden ist, sondern über Vorkommnisse, die der Waffengesetzgebung unterstehen, unter dem Gesichtspunkt dieses Erlasses zu befinden hat. In der Folge können sichergestellte Waffen/Munition gestützt auf Artikel 31 des Waffengesetzes dann von der zuständigen Behörde beschlagnahmt und allenfalls definitiv eingezogen werden, wenn die Voraussetzungen zur Rückgabe von Waffen und Munition gemäss Artikel 8 des Waffengesetzes nicht mehr gegeben sind und damit verbunden die Gefahr einer missbräuchlichen Verwendung besteht (Art. 31 Abs. 3 Waffengesetz). 

B. 

Artikel 8 Absatz 2 des Waffengesetzes führt aus, dass Personen keinen Waffenerwerbsschein erhalten, die 
a) das 18.Altersjahr noch nicht vollendet haben; 
b) entmündigt sind; 
c) zur Annahme Anlass geben, dass sie sich selbst oder Dritte mit der Waffe gefährden; 
d) wegen einer Handlung, die eine gewalttätige oder gemeingefährliche Gesinnung bekundet, oder wegen wiederholt begangener Verbrechen oder Vergehen im Strafregister eingetragen sind, solange der Eintrag nicht gelöscht ist. 

Ad Artikel 8, Absatz 2, Buchstaben a, b und d 

Vorliegend werden die Voraussetzungen von Buchstabe a, b und d von Artikel 8 des erwähnten Erlasses nicht bestritten.
Ad Artikel 8, Absatz 2, Buchstabe c 

Der guten Ordnung halber wird zu Buchstabe c von Artikel 8 Waffengesetz ausgeführt, dass an die Voraussetzung, dass von einem Waffenbesitzer oder von einer Waffenbesitzerin eine Selbst- oder Drittgefährdung ausgeht, keine allzu hohen Anforderungen gestellt werden. Desgleichen verhält es sich bei den materiellen Beschlagnahmegründen, respektive deren Nachweiserbringung. Das bedeutet, dass lediglich das Vorliegen einer gewissen Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins einer Gefährdung ausreicht, um Waffen/Munition gemäss Artikel 8 und 31 des Waffengesetzes zu beschlagnahmen beziehungsweise definitiv einzuziehen. 

Ohne hier das seinerzeitige Vorkommnis mit den damit verbundenen Todesdrohungen gegenüber Ihrer Frau nochmals ausbreiten zu wollen, wird in Würdigung Ihrer Verwertungsabsicht lediglich festgehalten, dass die von Ihnen damals gemachten Drohungen durchaus zur Annahme Anlass geben, dass Sie sich selbst oder Dritte mit einer Waffe gefährden könnten. Insofern besteht ein rechtlicher Hinderungsgrund gemäss Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe c des Waffengesetzes, weshalb die Waffen/Munition nicht zurückgegeben werden können und deshalb zu beschlagnahmen und gemäss Ihrem Wunsch durch die Kantonspolizei X zu verwerten sind.
Beispiel 137
Auch weisen wir Sie daraufhin, dass Frau H. seit dem 1. Februar 2006 vom Sozialdienst X. Unterstützungsleistungen bezieht. Insgesamt wurden, per 17. August 2006, CHF 9'594.65 Fürsorgegelder beansprucht.

Diesbezüglich machen wir sie darauf aufmerksam, dass gemäss des Artikels 10, Abs. 1 des Bundesgesetzes über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer (ANAG) verschuldete oder fürsorgeabhängige Ausländer oder eine Person, für die sie zu sorgen haben, mit administrativen Entfernungsmassnahmen rechnen müssen.

Auch legen wir ihr nahe, im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten den Schuldbetrag abzubauen und die laufenden Verpflichtungen so zu erfüllen, dass keine neue finanzielle Unterstützung entstehen kann.


Beispiel 138 
Aufgaben der Gemeinden

Die Gemeinden sind für das Controlling der Leistungen in der Gemeinde zuständig. Sie stellen nach den kantonalen Vorgaben die individuellen Leistungsangebote bereit. Sie überprüfen regelmässig die Wirkung der Leistungsangebote (Art. 15 Abs. 1 SHG). Die Gemeinden unterstützen die GEF beim Bereitstellen von institutionellen Leistungsangeboten und stellen mit deren Ermächtigung solche Angebote bereit (Art. 15 Abs. 2 SHG). 

SHG = Sozialhilfegesetz

Beispiel 139 (aus einem Entscheid der Steuerverwaltung)
Auswärtige Verpflegung – Code 2.12 (Ehemann)
Zu Art. 37 Abs. 1 Lit. b StG ist festzuhalten, dass der Steuerpflichtige, der in beachtenswerter Entfernung von der Arbeitsstätte wohnt, oder für jeden ausgewiesenen Tag mit durchgehender, mindestens achtstündiger Schicht- oder Nachtarbeit, die Mehrkosten für die auswärtige Verpflegung vom Roheinkommen in Abzug bringen kann. Ein Abzug kommt ausserdem nur in Betracht, wenn und soweit aus der auswärtigen Verpflegung Mehrkosten gegenüber der Verpflegung zu Hause entstehen.

StG = Steuergesetz

Beispiel 140
Aus dem Auszug des Schweizer Strafregisters lässt sich ein Urteil vom 27.10.1997 der Bezirksgerichtskommission F. wegen Sachbeschädigung und Zechprellerei (zwei Wochen Gefängnis) sowie eine weitere Verurteilung zu einer 60-tägigen Haft unter Anrechnung von acht Tagen Untersuchungshaft und einer Busse von CHF 1200.- mit Datum vom 4.3.1998 vom Bezirksamt D. wegen mehrfacher Wiederhandlung gegen das Betäubungsmittelgesetz, Sachbeschädigung und Widerhandlung gegen die Verordnung des Regierungsrates über das Waffentra​gen und Waffenbesitz entnehmen.

Beispiel 141
Beantwortet der Vermieter zwar das mieterseitige Begehren, verweigert er aber seine Zustimmung zur Übertragung der Miete auf einen Dritten ohne Anrufung eines Verweigerungsgrundes, oder aber begründet er seine Verweigerung und entsteht darüber Streit, ob der angerufene Grund tatsächlich bestehe oder nicht, so hat der Mieter die Schlichtungs- oder Gerichtsbehörde anzurufen mit dem Begehren, es sei die Übertragung der Miete auf den Dritten als zulässig zu erklären.

Beispiel 142
Wohnortswechsel

Sehr geehrte Frau T. 

Im Zusammenhang mit der Prüfung Ihrer Akte bitten wir Sie noch um Überweisung folgender Unterlagen/Nachweise:

· beiliegender Vordruck um Mitteilung einer neuen Adresse ausgefüllt und unterzeichnet;

Wir machen Sie eindrücklich darauf aufmerksam, dass Sie uns jede Änderung innert 8 Tagen mitteilen müssen, bzw. Adressen, Zivilstandsänderung usw.
Für eine prompte Zustellung des geforderten Dokumentes danken wir Ihnen im Voraus bestens.

Beispiel 143
UPD - Gesamtplanung

Im Rahmen der Gesamtplanung der Universitären Psychiatrischen Dienste 2004 - 2005 ist in der Alten Klinik eine forensische, psychiatrische Station geplant. Die beiden bisher an diesem Standort befindlichen klinischen Stationen für Jugendliche müssen ausgelagert werden. Ab dem 1. Januar 2005 ist die Universitätsklinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie verpflichtet, für alle minderjährigen Patientinnen und Patienten mit psychischen Störungen geeignete Behandlungsmöglichkeiten bereitzustellen. Dies erfordert zusätzlich eine dritte Adoleszentenabteilung.

In den Neubauten auf dem Areal der Kinder- und Jugendpsychiatrie „X“ werden deshalb drei Adoleszentenstationen für Jugendliche beider Geschlechter im Alter von 12 bis 18 Jahren sowie die damit zusammenhängenden Schul- und Therapieräume erstellt.

Ausserdem sind im Bereich A die aktuellen Raumprobleme zu beheben. Die zurzeit vorhandenen Provisorien (Container für Büroräume und Werkatelier) werden aufgehoben und in die geplanten Neubauten integriert.

Der Kindergarten für noch nicht schulpflichtige Patientinnen und Patienten der Kinderpsychiatrie wird von seinem heutigen Standort auf dem Areal der „Y“ ausgelagert und soll im Rahmen der Neubauten ebenfalls seinen Platz finden.

Die Einrichtungen der Kinder- und Jugendpsychiatrie der Universitären Psychiatrischen Dienste werden durch das Projekt auf dem Areal „X“ räumlich zusammengefasst. 

Beispiel 144 (aus einem Entscheid der Steuerverwaltung)
Ziffer 2.22/2.23, Besteuerung der Erwerbsunfähigkeitsrente aus Lebensversicherung Säule 3b
Gemäss der uns vorliegenden Kopie der Lebensversicherungs-Police Nr. … der X-Lebens-versicherung haben Sie eine Zusatzversicherung abgeschlossen, welche das Risiko einer Erwerbsunfähigkeit infolge Krankheit oder Unfall mit einer jährlichen Rente von Fr. 12'000.-- abdeckt. Sie bezahlen die jährliche Prämie für die Lebensversicherung von Fr. 1'598.80. Die Prämie für die Lebensversicherung ist in Ziffer 4.2 Kapital- und Rentenversicherung bzw. im Rahmen des Höchstabzuges der Versicherungsbeiträge abziehbar. (Siehe beiliegende allgemeine Wegleitung 2006, Seiten 28 und 29 und Seite 49, Abzüge auf einen Blick).

Aufgrund der Rentenbescheinigung vom 6. Januar 2007 der X-Lebensversicherung wird ebenfalls bestätigt, dass die ausbezahlte Erwerbsunfähigkeitsrente bei Bund und Kanton zu 100 % als Einkommen zu versteuern ist. Beiliegend erhalten Sie das Merkblatt 4. Wir bitten Sie, die markierte Ziffer, 3.4, Erwerbsunfähigkeitsrente und Ziffer 4.5 zu beachten.

Aufgrund der obenstehenden Erläuterungen und dem beiliegenden Merkblatt 4, wie auch die uns vorliegende Rentenbescheinigung der Allianz Suisse Lebensversicherung, wird die Einsprache in diesem Punkt abgewiesen.

Beispiel 145
Leitbild Langsamverkehr (LV)

Langsamverkehr im Sinne dieses Leitbildes umfasst insbesondere Fussverkehr und Wandern, Velo fahren (auch mit Mountainbikes, Renn- und Liegevelos), sowie Fortbewegung mit fahrzeugähnlichen Geräten wie z.B. Inline-Skaten. Das UVEK will den Langsamverkehr zusammen mit Kantonen, Städten und Agglomerationen vermehrt fördern, mit dem Ziel den Verkehrsanteil des Langsamverkehrs zu erhöhen. Mit dem Leitbild soll das Entlastungspotenzial des Langsamverkehrs vermehrt genutzt werden, um die Verkehrsprobleme zu vermindern. Konkret beabsichtigt das Leitbild Langsamverkehr: Optimierung der Veloverkehrs- und Wanderwege, Vereinheitlichung und Verbesserung der Langsamverkehrssignalisation sowie Förderung von Velostationen. Mit einem mehrjährigen Anschubprogramm in der Höhe von 49 Mio. Fr. aus zweckgebundenen Mineralölsteuererträgen soll der Langsamverkehr strukturell nachgebessert und aufgewertet werden. Mit dem Leitbild LV wird ein neues Grundverständnis im Personenverkehr formuliert, neu ist die Rede von drei statt zwei Säulen: Mot. Individualverkehr (MIV), Langsamverkehr (LV), öffentlicher Verkehr (ÖV). Mit dem Leitbild und dessen Umsetzung wird der LV neben dem ÖV und MIV ein gleichwertiger Teil der Verkehrsgrundversorgung.

Beispiel 146
Zusammenfassung

Damit die musisch, gestalterisch und sportlich hochbegabten Kinder und Jugendlichen auf den Sekundarstufen I und II optimal gefördert werden und zugleich eine Grundausbildung absolvieren können, müssen diese teilweise eine Ausbildungsstätte ausserhalb des Wohnkantons besuchen. Mit dem ausserkantonalen Besuch von Schulen mit spezifischen Angeboten für Hochtalentierte stellt sich die Frage der Übernahme der Schuldgeldkosten. Die interkantonale Vereinbarung für Schulen mit spezifisch-strukturierten Angeboten für Hochbegabte (HBV) regelt auf nationaler Ebene für Ausbildungsgänge von Hochbegabten den interkantonalen Zugang, die Stellung der Schülerinnen und Schüler sowie die finanzielle Abgeltung zwischen den Vereinbarungskantonen. Die interkantonale Vereinbarung ist ein nationales Schulabkommen und hat zum Ziel, die bestehenden Lücken in der Regelung der Schulgelder aufzuheben.

Die Vereinbarung gilt für die Sekundarstufe I und II. Die Standortkantone, d.h. Kantone, die über ein Schulangebot für Hochbegabte verfügen, melden ihre Ausbildungsgänge. Der Kanton, der Schülerinnen und Schüler abgibt, kann sich bereit erklären, die Schulgelder für die Ausbildung in einem anderen Kanton zu übernehmen. Durch die Vereinbarung ist der Kanton Bern aber weiterhin frei in seiner Entscheidung, für welche Angebote er den Beitrag an die Schulkosten übernehmen will.
Beispiel 147
Ein Steuerpflichtiger hat Einsprache gegen die Besteuerung seiner Liegenschaft in Frankreich erhoben. Seine Einsprache wird mit der folgenden Begründung abgewiesen:

Mietwert Liegenschaft in Frankreich

Gemäss Art. 25 StG sind Erträge aus unbeweglichem Vermögen steuerbar, insbesondere alle Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nutzung, sowie der Mietwert von Grundstücken oder Grundstücksteilen, die der steuerpflichtigen Person aufgrund von Eigentum oder eines unentgeltlichen Nutzungsrechts für den Eigengebrauch zur Verfügung stehen. Eigennutzung im Sinne dieser Bestimmung liegt nach anerkannter Rechtsprechung nicht nur dann vor, wenn der Eigentümer seine Liegenschaft tatsächlich bewohnt, sondern auch dann, wenn er sich das Recht hiezu bloss vorbehält, ohne es auszuüben. Der Eigentümer hält sich die Wohnung oder das Haus dadurch zur Verfügung, dass er sie/es jederzeit selbst beziehen kann. Den wirtschaftlichen Vorteil, den er sich so sichert, muss er versteuern, und zwar wird ihm, nach Vorschrift des Gesetzes, der Mietwert der Wohnung angerechnet. Entscheidend ist dabei, dass der Eigentümer die Wohnung oder das Haus kraft seines Willens zur möglichen eigenen Benutzung freihält. Die Werte der ausländischen Liegenschaft werden nur satzbestimmend in die Veranlagung einbezogen und wirken sich lediglich bei der Verteilung der Schuldzinsen und Schulden aus. Der Ertrag wird, aufgrund der Steuerausscheidung, an und für sich nicht besteuert. Wir erachten deshalb den brutto Mietwert von CHF 4'000.-, gemäss den vorstehenden Erläuterungen als gesetzeskonform und gerechtfertigt und beabsichtigen, die Einsprache in diesem Punkt abzuweisen.

Beispiel 148 (Merkblatt aus dem Jahr 2001)
AHV/IV/EO-Mitteilungen

Nichterwerbstätige und nicht dauernd voll Erwerbstätige

In der AHV und IV haben nur Versicherte mit vollständiger Beitragsdauer Anspruch auf eine Vollrente. Wer pro Kalenderjahr kein oder nur ein geringes Erwerbseinkommen er​zielt, weniger als Fr. 3'861.--, ist verpflichtet AHV/IV/EO-Beiträge als Nichterwerbstä​tige/r zu bezahlen.

Auch Personen, welche infolge Krankheit, Invalidität, Weiterbildung, bei vorzeitiger Pensionierung oder nach der Scheidung keine Erwerbstätigkeit ausüben, sowie An​staltsinsassen, müssen bei der AHV/IV/EO erfasst und versichert sein.

Witwen ohne Erwerbstätigkeit sind mit der neuen Gesetzgebung ab 1.1.1997 ebenfalls beitragspflichtig geworden. Ebenso Ehefrauen ohne Verdienst, deren Ehemann bereits im ordentlichen AHV-Rentenalter ist (über 65-jährig).

Die Beitragspflicht der Nichterwerbstätigen beginnt am 1. Januar nach Vollendung des 20. Altersjahres und endet mit dem Erreichen vom ordentlichen AHV-Alter. Bei Frauen ist dies ab dem Jahre 2001 mit dem 63. Altersjahr und bei den Männern nach wie vor mit dem 65. Altersjahr der Fall.

Die Beiträge von nichterwerbstätigen Ehegatten gelten dann als bezahlt, wenn der an​dere Ehegatte im Sinne der AHV erwerbstätig ist und Beiträge von wenigstens der dop​pelten Höhe des Mindestbeitrages entrichtet hat (Fr. 780.--). Erwerbstätig im Sinne der AHV ist, wer in einem Kalenderjahr mindestens neun Monate und mindestens während der Hälfte der normalen Arbeitszeit tätig ist. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, wird die Beitragspflicht als Nichterwerbstätige/r geprüft. Erwerbstätigkeit ist dann gegeben, wenn die Beiträge aus Erwerb (inkl. allfälliger Arbeitgeberbeiträge) mindestens die Hälfte der Nichterwerbstätigenbeiträge ausmachen.

Bei alleinstehenden Personen, die nicht dauernd voll erwerbstätig sind, muss die AHV-Zweigstelle ermitteln, ob die abgerechneten Beiträge genügen. Wenn nicht, muss die be​treffende Person ebenfalls als Nichterwerbstätige/r erfasst werden.

Massgebend für die Beitragsbemessung als Nichterwerbstätige/r ist das Vermögen ge​mäss Steuerveranlagung und das mit 20 vervielfachte jährliche Ersatzeinkommen (Renten aller Art, Pensionen, Leibrenten, Alimente, Taggelder von Krankenkassen und SUVA, Mi​litärversicherung- und SUVA-Renten etc., jedoch ohne AHV- oder IV-Renten) des Nicht​erwerbstätigen oder dessen Ehegatten. Bei Verheirateten bemessen sich die Beiträge ungeachtet des Güterstandes auf der Hälfte des ehelichen Vermögens und Rentenein​kommens. Nichterwerbstätige infolge Studium/Weiterbildung haben einen jährlichen Mindestbeitrag von Fr. 390.-- zu entrichten. Dieser Mindestbeitrag wird in der Regel di​rekt von der AHV-Zweigstelle am Sitze der Lehranstalt/Schule erhoben.

Es ist Sache der Versicherten, sich um ihre Beitragspflicht zu kümmern.

Für nichterwerbstätige Personen besteht zudem ein besonderes Merkblatt der AHV/IV, das kostenlos erhältlich ist. Alle Nichterwerbstätige, die für die Beitragszahlung von kei​ner Ausgleichskasse erfasst wurden, müssen sich zur Abklärung der Beitragspflicht un​bedingt bei der AHV-Zweigstelle ihrer Wohngemeinde melden.

Weitere Auskünfte erhalten Sie selbstverständlich während den Bürostunden von der zu​ständigen AHV-Zweigstelle.

Beispiel 149 (Der Text ist eine Zusammenfassung für das Parlament.)

Finanzplanung 2004/2009: Genehmigung 

Der gute Rechnungsabschluss 2002 und der wesentlich bessere Verlauf der Rechnung 2003 bestätigen die Haushaltentwicklung der letztjährigen Planung und erlauben es, die angekündigte Steuersenkung auf 1,75 Einheiten 2 Jahre früher umzusetzen. 

Das unstabile volkswirtschaftliche Umfeld und die immer noch nicht genau bekannten Auswirkungen von Steuergesetzrevision und neuer Finanz- und Lastenausgleichsgesetzgebung (FILAG) wirken sich zusammen mit den überdurchschnittlichen Kostensteigerungen der Lastenverteilungen Sozialhilfe und Sozialversicherungen (Beiträge an AHV, IV und EO) negativ auf die Haushaltentwicklung aus.

Positiv auswirken wird sich der Zuzug neuer Steuerpflichtiger als Folge der beachtlichen Bautätigkeit im Wohnungsbau. Die erwarteten Ausfälle bei den Steuererträgen dürften dadurch weitgehend wettgemacht werden. Ebenfalls positiv wirken sich die hohen Infrastrukturbeiträge (Mehrwertabschöpfungen) und der bescheidene Anstieg der Sachaufwendungen aus.

Die Bruttoinvestitionen der gesamten Planungsperiode sind mit rund 34 Mio. Franken immer noch sehr hoch, vor allem als Folge der geringen Investitionstätigkeit der letzten Jahre. Dank der hohen Infrastrukturbeiträge reduzieren sich die Nettoinvestitionen auf rund 20,4 Mio. Franken oder knapp 3,4 Mio. Franken pro Jahr und entsprechen damit einem angemessenen Durchschnittswert. 

Beispiel 150 (aus einem rechtsmedizinischen Gutachten)

Untersuchung des Spenderherzens

Das Spenderherz und die daran angeschlossenen Kanülen sowie die 2 Kunstherzkammern (VAD) wurden am Institut für Rechtsmedizin einer eingehenden Untersuchung unterzogen. Wie bereits schon erwähnt, war die von der linken Pumpe losgelöste Kanüle jene, die das Blut aus der linken Herzkammer (Herzspitze) in das Kunstherz ableitete (sog. Apexkanüle). Als Apexkanüle wurde jene Kanülenart verwendet, die in der Gebrauchsanweisung der Firma XY als „Beveled Atrial Cannula“ bezeichnet wird (s. IRM Bilddokumentation). Es handelt sich um eine Kanüle, die an deren Ende in der Herzspitze durch eine Metallröhre verstärkt ist und ein abgeschrägtes Ende aufweist. Sie weist eine Wandstärke von 1,28 mm auf. Die andern 3 Kanülen waren vollständig an den beiden Kunstherzen fixiert und konnten bei angezogenen Klemmbuchsenmuttern selbst mit grösstem Kraftaufwand nicht losgelöst werden. Die Vorhofkanüle zeigt eine Wandstärke von 2,77 mm. Die Aorten- und Pulmonaliskanüle haben die gleiche Wandstärke wie die Apexkanüle. Sowohl die Klemmbuchsen, als auch die Klemmbuchsenmuttern sind mit schwarzen und weissen Farben gekennzeichnet. Am Gegenstück des LVAD zur losgelösten Apexkanüle (L2) fanden sich eine schwarze Klemmbuchse und eine schwarze Klemmbuchsenmutter. Die Vorhofkanüle (R2) war ebenfalls mit schwarzer Klemmbuchse und Klemmbuchsenmutter fixiert. Die übrigen beiden Kanülen (Aortenkanüle L1, Pulmonalarterienkanüle R1) waren mit weissen Gewinden befestigt. Die beiden weissen Klemmbuchsen zeigen einen äusseren Durchmesser von 24,75 mm. Die Durchmesser der schwarzen Klemmbuchsen betragen 26,5 mm. Sämtliche 4 Kanülen wurden an ihren in den Kunstherzen mündenden Enden mit Hilfe des Stereomikroskops untersucht. Die losgelöste Kanüle (Apexkanüle) zeigte eine glatte Oberfläche. Es wurden lediglich durch nach dem Tod angebrachten, chirurgischen Klemmen hervorgerufene Eindrücke festgestellt. An den übrigen 3 Kanülen zeigten sich Furchen, die zweifellos durch die Fixation mit denen sich beim Zuschrauben verjüngenden Klemmbuchsen entstanden sein dürften. 

Beispiel 151 (Passiv mit Infinitiven)

Rösti

1 Bratbutter oder Bratcrème in einer beschichteten Bratpfanne erhitzen. Gemüse, Kartoffeln und Petersilie mischen, würzen, beifügen, unter mehrmaligem Wenden bei mittlerer Hitze ca. 5 Minuten anbraten. Zugedeckt weitere ca. 15 Minuten bei kleiner Hitze braten.

2 Rösti mit Hilfe eines Tellers oder Deckels wenden. Ca. 15 Minuten unbedeckt fertig braten, sodass sich eine knusprige Kruste bilden kann.

Beispiel 152 (Passiv mit Substantivierungen)

Aus einer Seminarausschreibung

In diesem Seminar lernen Sie

· Definitionen, was ein Projekt und was Projektmanagement ist

· Ablaufplanung und -überwachung

· Kostenplanung und -überwachung

· Führen in Projekten, Einstieg in das Thema Teambildung

· Umgang mit Risiken

Beispiel 153
Brandstiftung ist entweder Sachbeschädigung oder Gemeingefährdung. Eine Feuersbrunst ist nicht jedes unbedeutende Feuer, das ohne Gefahr beherrscht werden kann; vielmehr muss es sich um ein Feuer von solcher Stärke handeln, dass es vom Urheber nicht mehr bezwungen werden kann. Das Verursachen einer Feuersbrunst ist einmal strafbar, wenn dadurch ein anderer geschädigt wird. Strafbarkeit begründet andererseits die Herbeiführung einer Gemeingefahr, die auch bloss Sachen betreffen kann. Das Ausmass der Gefahr bestimmt sich nach den konkreten Umständen, wie Entzündlichkeit der Gebäude oder Wahrscheinlichkeit rascher Entdeckung. 

Beispiel 154
Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG)

Art. 38

A. Gegenstand der Schuldbetreibung und Betreibungsarten

1 Auf dem Wege der Schuldbetreibung werden die Zwangsvollstreckungen durchgeführt, welche auf 
  eine Geldzahlung oder eine Sicherheitsleistung gerichtet sind.

2 Die Schuldbetreibung beginnt mit der Zustellung des Zahlungsbefehles und wird entweder auf dem 
  Wege der Pfändung oder der Pfandverwertung oder des Konkurses fortgesetzt.

3 Der Betreibungsbeamte bestimmt, welche Betreibungsart anwendbar ist.

Beispiel 155 (aus einem Urteil)

Vorweg gilt es deshalb zu prüfen, ob das Übereinkommen überhaupt anwendbar ist.

Beispiel 156
Dass eine gesetzgeberische Lücke bestand, wird im Übrigen durch den Umstand, dass zwischenzeitlich per 1. Januar 2006 Art. 1 Abs. 2 lit. a FMV revidiert und zusätzlich Art. 23b FMV erlassen wurde, bestärkt. Gemäss dieser Neuregelung gilt die Verordnung nicht für "Ausgangserzeugnisse und Einzelfuttermittel, die in einem Landwirtschaftsbetrieb für den Eigenbedarf produziert werden, soweit nichts anderes bestimmt ist" (Art. 1 Abs. 2 lit. a FMV). Damit wurde ausdrücklich ein Vorbehalt für Einschränkungen der für den Eigenbedarf produzierten Futtermittel angebracht und mit Art. 23b FMV wird das Departement zudem ermächtigt, Bestimmungen über die Produktion von Futtermitteln in einem Landwirtschaftsbetrieb für den Eigenbedarf zu erlassen. Diese Würdigung der Rechtslage für das Jahr 2005 entspricht im Übrigen der einhelligen Auffassung verschiedener kantonaler Gerichte und wird auch vom Bundesamt für Landwirtschaft befürwortet.

FMV = Verordnung vom 26. Mai 1999 über die Produktion und das Inverkehrbringen von Futtermitteln (Futtermittel-Verordnung)
Beispiel 157 (ausnahmsweise aus einer Zeitung) 

Velofahrerin von Sattelschlepper erfasst

Eine Fahrradfahrerin ist am Dienstagvormittag in H. von einem Sattelschlepper erfasst worden. Sie verletzte sich dabei schwer und musste von der Rega ins Spital geflogen werden. Die Frau befand sich auf em Fussgängerstreifen auf der XY-Strasse, als sie frontal vom Sattelschlepper erfasst wurde.

Beispiel 158 

Nach dieser Besprechung wurde auf Seite des Klägers der Beklagten eine weitere Schadensliste (mit Datum vom 21. April 2002) eingereicht. 

Beispiel 159
Mit dem neuen Unterschriftenblatt „Umweltvorgaben“ werden die Vorgaben für die Planenden verbindlich geregelt.

Beispiel 160
Falls Sie für die nächste Steuererklärung 2006 einen Antrag nach Art. 41 stellen wollen, ist das entsprechende Antragsformular zusammen mit der ausgefüllten Steuererklärung bei der Wohnsitzgemeinde einzureichen. 

Beispiel 161
Bei der Bedarfsanalyse werden also die Bedürfnisse und die finanzielle Situation des Kantons berücksichtigt.
Beispiel 162
Gemäss Verfügung der Steuerverwaltung des Kantons X. vom 13.10.2006 wurde der steuerrechtliche Wohnsitz für das Steuerjahr 2006 in der Einwohnergemeinde Y. festgesetzt. Diese Verfügung ist unangefochten geblieben und entsprechend wurde die Rechtskraft per 17.4.2007 bestätigt.

Beispiel 163 (aus einem Brief einer Behörde)

In Fahrtrichtung W. wurden mögliche Verschiebungen gegen den Blumenweg geprüft, jedoch wird am bisherigen Standort festgehalten. Zur Verbesserung der Sicherheit wurde mit dem Eigentümer der Parzelle 135 vereinbart, dass die gefährliche Treppe zum Blumenweg durch ein Geländer geschlossen wird. Es soll zudem ein Abfalleimer mit Aschenbecher montiert werden.

Beispiel 164 (aus einem Merkblatt)

Wie kann Hautkrebs, insbesondere ein Melanom, frühzeitig erkannt werden?

Durch die regelmässige Selbstuntersuchung der Haut können verdächtige Hautveränderungen frühzeitig erkannt werden. Es empfiehlt sich, alle 3-4 Monate die Pigmentmale am ganzen Körper mit Hilfe der A-B-C-D-Regel zu untersuchen. Im Zweifelsfall oder wenn eine Veränderung festgestellt wird, sollte umgehend ein Dermatologe konsultiert werden. Dieser kann, mittels einer Auflichtmikroskopie und falls notwendig einer Biopsie (Gewebeentnahme), eine genaue Diagnose stellen und bei Bedarf entsprechende Behandlungsmethoden vorschlagen.
Beispiel 165
Zwischen Gewerbezone und L. befindet sich eine Naturschutzzone, welche zum Schutz der Aue ausgeschieden wurde.

Beispiel 166
Anlässlich von Einvernahmen nach der erneuten Festnahme der beiden Anfang 2004 stellte sich heraus, dass D detaillierte Kenntnisse von der Straftat gegen MH hatte, da während der gemeinsamen Zeit mit dem Angeklagten in Untersuchungshaft viel darüber gesprochen wurde.

Beispiel 167
Die Ehe der Parteien dauerte, nachdem sie sich anfangs 2000 getrennt haben, faktisch nahezu 22 Jahre, womit von einer langen Ehedauer auszugehen ist.

Beispiel 168
Die Vorinstanz stellte fest, dass zwischen den Parteien des vorliegenden Verfahrens konkludent ein Mietvertrag gültig zustande kam.

Beispiel 169
Die Hauptverhandlung vor dem X-Gericht fand vom 30. Januar bis am 1. Februar 2007 statt, da die ursprünglich am 13. Juni 2006 angesetzte Ver​handlung unterbrochen werden musste.

Beispiel 170
Inhaltlich ist die vor dem Gericht geltend gemachte Forderung somit deckungsgleich mit jener Forderung, welche mit Vergleich per Saldo aller Ansprüche erledigt wurde. Die Versicherung hat bezahlt, womit die Obligation – sofern eine bestanden hat – erfüllt wurde.

Beispiel 171
B. arbeitete vom 2. April 2001 bis zum 13. März 2002 bei der Beklagten. An diesem Tag wurde er fristlos entlassen, nachdem es zu einer verbalen Auseinandersetzung im Betrieb der Beklagten gekommen war und B. den Arbeitsplatz daraufhin verliess.

Beispiel 172 

Sodann verletze das Verhalten des Gesuchsgegners auch Art. 5 lit. a und c UWG, nachdem die ihm von den Gesuchstellerinnen anvertrauten Unterlagen unbefugt weiterverwertet würden […].
Beispiel 173
Der Traktor habe dann auf der rechten Fahrspur angehalten und sie habe gedacht, dass er sie überholen liesse. 

Beispiel 174
PD Dr. med. M. wertete die verschiedenen Arztberichte aus und kam dabei zum Schluss, dass nicht eine akut-traumatische Kniebinneläsion, sondern ein älteres Geschehen vorläge. 

Beispiel 175
Duplik von Fürsprecher P.: Die fehlende Zustimmung der Ehefrau des Klägers liesse sich sehr wohl beweisen, z.B. durch ein entsprechendes Schreiben an die Bank, sie habe der Verpfändung der Liegenschaft damals nicht zugestimmt.

Beispiel 176
Zwischen seinem Haus und demjenigen des Beklagten bestünde von vorne, von der Hauptstrasse her nur ein schmaler Durchgangsweg von kaum mehr als einem Meter Breite. 

Beispiel 177
Am 23. April 2008 liess sie einen Unfall melden. Sie gab an, am Abend des 11. April 2008 mit einigen Freunden zusammen Bier aus Flaschen getrun​ken zu haben. Beim Zuprosten schäumte ihr Bier über. Um zu vermeiden, dass noch mehr Bier ausläuft, schlug sie sich mit einer hastigen Bewegung die Flasche an einen Zahn. 

Beispiel 178
Frau Schlosser wecke sie jeweils, wenn sie schlafe, damit sie ihr Methadon holen gehe. Im Übrigen würde Frau Schlosser alle ihre Termine im Kopf haben. Wenn Frau Schlosser nicht wäre, würde sie tot sein. Frau X. bestätigt ausserdem, wenn sie dreimal nicht zur Methadonabgabe gehe, würde sie vom Computer gesperrt.

Beispiel 179
Der Beschwerdeführer macht geltend, es sei zwar richtig, dass er zweimal wegen Gewaltdelikten gegen Leib und Leben verurteilt wurde. Da die Delikte jedoch mit seiner Alkoholsucht zusammenhingen, könne das Verschulden des Beschwerdeführers gerade nicht als „insgesamt sehr schwer“ eingestuft werden. Die Delinquenz des Beschwerdeführers stehe vielmehr, wie auch die Vorinstanz erkannt hätte, in einem Zusammenhang mit seiner Alkohol- und Drogenabhängigkeit. Dies lasse sich auch daraus entnehmen, dass die jüngste Verurteilung mit einer ambulanten Massnahme verbunden sei. Der Beschwerdeführer lege selbst dar, dass er die Straftaten im Rausch begangen habe und dass er ohne Alkohol friedlich sei.

Beispiel 180
Der Beklagte macht geltend, der Mietzinsausstand sei infolge Verrechnung mit vom Beklagten getätigten Investitionen in der Höhe von über Fr. 45'000.- getilgt worden. Zudem habe der Beklagte dem Kläger gestützt auf eine Vereinbarung vom 27. November 2001 eine Barzahlung in der Höhe von Fr. 30'000.- geleistet.

Beispiel 181
Gemäss polizeilichen Angaben habe die Lebenspartnerin des Verstorbenen aus​gesagt, dass X. bereits am Morgen des 12.04.2006 reichlich Alkohol konsumiert habe.

Beispiel 182
Gemäss Angaben des 53-jährigen A. sei es zu einer körperlichen Aus​einandersetzung mit seiner Stieftochter gekommen, in deren Rahmen sie ihm Kratzspuren beigebracht habe.

Beispiel 183
Die Kandidaten haben eine Prüfungsgebühr zu entrichten. 

Beispiel 184
Art. 46 OR gibt ausschliesslich dem Geschädigten Anspruch auf Ersatz der Kosten sowie auf eine Entschädigung.

Das Obligationenrecht stammt vom 30. März 1911 und ist seither mehrfach ergänzt worden. Es enthält naturgemäss vor allem Personenbezeichnungen im „generischen Maskulinum“, d.h. Formen, mit denen Frauen mitgemeint sind. Wer sich heute auf das OR bezieht, sollte entweder zitieren oder geschlechtergerecht formulieren. Im Art. 46 ist übrigens von „dem Verletzten“ die Rede. 

Beispiel 185
Frau O. ist als Lehrling beim Kanton angestellt und in dieser Funktion bei der XY Unfallversicherung obligatorisch gegen die Folgen von Berufs- und Nichtberufs​unfällen versichert.

Beispiel 186
Jemand ist grundsätzlich dann bedürftig, wenn er durch die Bezahlung der auferlegten Kosten bzw. Gebühren in eine finanzielle Notlage gerät. 

Beispiel 187
Im Rahmen unseres Qualitätssicherungssystems wurde auch in diesem Schuljahr eine Evaluation Ihres Unterrichts durch die Schüler durchgeführt.

Beispiel 188
Die Bürger sollen sich aufgrund des Gesetzes orientieren können, welche Rechte und Pflichten die Organe des Staates haben. 

Beispiel 189
Wir beziehen uns auf unser Mail vom 13. September 2007 und senden Ihnen in der Beilage die endgültigen Kandidatenlisten für die Prüfungen 2008. Zudem finden Sie nachstehend, zur Erinnerung, die Daten, die Ihnen zur Planung der praktischen Prüfung zur Verfügung stehen und an denen unsere Kandidaten/-innen aufgeboten werden können.

Beispiel 190
Die Pauschale kann durch jeden/jede Experten/-in in Rechnung gestellt oder vom/von der Chefexperten/-in gesamthaft verrechnet werden. Wir bitten Sie, sich für einen passenden Vorgang zu entscheiden und Ihre Experten/-innen darüber zu informieren.

Beispiel 191 (Der Text bezieht sich auf die Situation einer Frau.)

Gemäss Art. 17/1 ANAG besteht kein Anspruch auf Erteilung einer Bewilligung, wenn die Ehe eingegangen worden ist, um die Vorschriften über Aufenthalt und Niederlassung von Ausländern und namentlich jene über die Begrenzung der Zahl der Ausländer zu umgehen. Rechtsmissbrauch liegt unter anderem auch vor, wenn sich der Ausländer im Verfahren um Erteilung einer fremdenpolizeilichen Aufenthaltsbewilligung auf eine Ehe beruft, welche nur (noch) formell und ohne Aussicht auf Aufnahme, bzw. Wiederaufnahme einer ehelichen Gemeinschaft besteht.

ANAG = Bundesgesetz über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer (Hier ist die Formulierung nicht geschlechtsneutral!)
Beispiel 192
Der Versicherungsnehmer, der einen Schadenfall erleidet, ist seinerseits für dessen Eintritt dem Versicherer gegenüber beweispflichtig. Es genügt dabei, wenn der Eintritt des behaupteten Ereignisses überwiegend wahrscheinlich erscheint. Der Versicherer kann seinerseits den Gegenbeweis führen. Dafür ist bloss erforderlich, dass der Hauptbeweis erschüttert wird. Er muss schon dann gelingen, wenn der Versicherer bei den Schilderungen des Anspruchstellers Ungereimtheiten oder sogar Widersprüche aufzudecken vermag, die zu ernstlichen Zweifeln Anlass geben.


Beispiel 193
Gemäss Art. 10 StGB ist nicht strafbar, wer zur Zeit der Tat wegen Geisteskrankheit, Schwachsinn oder schwerer Störung des Bewusstseins nicht fähig war, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder gemäss seiner Einsicht in das Unrecht der Tat zu handeln. War der Täter zur Zeit der Tat in seiner geistigen Gesundheit oder in seinem Bewusstsein beeinträchtigt, so dass die Fähigkeit, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder gemäss seiner Einsicht in das Unrecht der Tat zu handeln, herabgesetzt war, so kann der Richter gemäss Art. 11 StGB die Strafe nach freiem Ermessen mildern (Art. 66 StGB).

StGB = Strafgesetzbuch
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